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A-propos 

des normes comptables lAS 19 et FER/RPC 16 

et de la prevoyance professionnelle suisse 

Jacques-Andrä SCHNEIDER, avocat, docteur en droit 
Charg de cours, UniversitC,  de Lausanne 



Vorwort des Bundesamtes für Sozialversicherung 

Im Zusammenhang mit der Verwendung von freien Mitteln der Vorsorgeeinrichtun-
gen zur Reduktion oder Aussetzung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge 
und der Bilanzierung von Vorsorgegeldern in der Bilanz börsenkotierter Unter-
nehmungen ist eine heftige Debatte um die Interpretation des Rechnungslegungs-
Standards lAS 19 im Gange. Auch die BVG-Kommission hat sich der Thematik an-
genommen und wird im kommenden Herbst im Sinne einer Fachempfehlung dazu 
Stellung nehmen. 

Das BSV hat entschieden, den vorliegenden Bericht von Dr. Jacques-Andr 
Schneider, Lehrbeauftragter an der Universität Lausanne, Vizepräsident der Eidg. 
Beschwerdekommission für die berufliche Vorsorge und Mitglied der BVG-Kom-
mission, als weiteren Diskussionsbeitrag zu veröffentlichen. Es handelt sich dabei 
um eine erweiterte Fassung des vom Amt für Gemeinden und berufliche Vorsorge 
des Kantons Zürich in Auftrag gegebenen Gutachtens. Das BSV dankt den Verant-
wortlichen dieses Amtes für die Zustimmung zur Publikation und dem Verfasser für 
den von ihm zusätzlich geleisteten Aufwand. 

Avant-propos de l'Office fdral des assurances sociales 

Lutilisation des fonds libres des institutions de prvoyance et la rduction ou la 
suspension des cotisations des salaris, et partant des employeurs, ainsi que le 
fait de porter au bilan des fonds issus de la prvoyance professionnelle des entre-
prises cotes en bourse a soulevä un dbat intense sur l'interprtation de la norme 
d'6tablissement des comptes lAS 19. La Commission fd&ale de la prvoyance 
professionnelle sest aussi empare du sujet et prendra position cet automne en 
publiant une recommandation. 

LOFAS a däcidä de rendre public le präsent rapport du Dr. Jacques-Andr 
Schneider, Chargä de cours ä l'Universitä de Lausanne, Vice-prsident de la Com-
mission fd&ale de recours en matire de prvoyance professionnelle et membre 
de la Commission LPP, dans le sens d'une contribution complmentaire ä la dis-
cussion. II sagit de la version complte d'une expertise, initialement commande 
par l'Office des communes et de la prvoyance professionnelle du canton de 
Zurich. L'OFAS remercie les responsables de cet office pour en avoir acceptä la 
publication, ainsi que san auteur pour le travail supplmentaire accompli. 
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Schlussfolgerungen 

Die internationale Rechnungslegungsnorm lAS 19 über die vorsorgerechtlichen 
Begünstigungen des Personals befasst sich mit der Verbuchung und den durch 
die Arbeitgeber in diesem Zusammenhang zu erteilenden Informationen. Sie 
stützt sich auf die Vermutung, wonach der Arbeitgeber der Urheber der Zusage 
zu Vorsorgeleistungen und somit im Falle einer unzureichenden Finanzierung 
des Fonds deren Endschuldner ist. Die Norm lAS 19 legt demnach fest, dass die 
Aktiven und Passiven der Vorsorgeregelung mit Leistungsprimat ("definierte Leis-
tungen") gemäss den spezifischen, durch sie aufgestellten Vorschriften zu be-
rechnen sind, um danach in den Bilanzen der Unternehmen und Unternehmens-
gruppen und sogar in deren Betriebsrechnungen erfasst zu werden. 

Diese Vorschriften gelten nicht für die Vorsorgeregelungen mit Beitragsprimat 
("definierte Beiträge") und für die Versicherungssysteme, für welche die Norm 
lAS 19 im Prinzip nur die Verbuchung der für das laufende Jahr fälligen Beiträge 
auf dem Arbeitgeberkonto vorschreibt. 

Unter der Bezeichnung "Fachempfehlungen zur Rechnungslegung FER/RPC 16 - 
Vorsorgeverpflichtungen" mit Inkrafttreten am 1. Januar 2000 wird in der Schweiz 
eine der Norm lAS 19 ähnliche Betrachtungsweise vorgeschlagen. Diese Norm 
schreibt die Notwendigkeit vor, die wirtschaftlichen Auswirkungen der Vorsorge-
verpflichtungen schweizerischen Rechts auf die Jahresrechnung eines Unter-
nehmens und die Konzernrechnung zu verbuchen, jedoch "unabhängig von der 
Rechtsstellung der Vorsorgepläne und der -einrichtungen". Insbesondere der 
Passivsaldo muss in der Bilanz verzeichnet werden, während der Aktivsaldo in 
der Bilanz oder in deren Anhang aufgeführt werden kann. 

Die ausschliessliche und unwiderrufliche Zuweisung des Vermögens und somit 
der freien Mittel der Einrichtung an den Vorsorgezweck geht im schweizerischen 
Recht sowohl aus der gesetzlichen Regelung (BVG, FZG, ZGB, OR) wie auch 
aus den gesetzlichen Anforderungen über die Steuerbefreiung der beruflichen 
Vorsorge (BVG, DBG) hervor. Die verfügbaren Mittel - stammen diese nun aus 
einer patronalen Stiftung oder aus einer reglementarischen Vorsorgeeinrichtung 
schweizerischen Rechts - dürfen nicht zum angeschlossenen Unternehmen zu-
rückfliessen. Die Leistungslast der Vorsorgeeinrichtung obliegt auch nicht dem 
Arbeitgeber. 

Die rechtliche und finanzielle Gegenleistung der unwiderruflichen Zuweisung ist 
die Entlastung des Arbeitgebers von jeder Garantiepflicht für die Vorsorgeleis-
tungen, unter Vorbehalt einer anderslautenden Bestimmung in den Statuten oder 
im Reglement der beruflichen Vorsorgeeinrichtung schweizerischen Rechts. 

Die Vorschriften über die Finanzierung und die Organisation der Vorsorgeeinrich-
tungen schweizerischen Rechts bestätigen das Fehlen einer - auch impliziten 
oder tatsächlichen - Verpflichtung des Arbeitgebers zur Garantie und zur Aus-
richtung der Leistungen. 
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Gemäss den von der Norm lAS 19 angewandten Buchführungsgrundsätzen setzt 
die Verbuchung von Aktiven einer Vorsorgeeinrichtung in der Bilanz sowohl des 
angeschlossenen Unternehmens wie auch der Konzernrechnung eine effektive 
Kontrolle über die Vermögenswerte voraus. Leistungsverpflichtungen können nur 
verbucht werden, wenn zum entsprechenden Zeitpunkt die Deckungspflicht der 
Unternehmung tatsächlich besteht. Mit Ausnahme von besonderen reglementa-
rischen Bestimmungen erfüllen die schweizerischen Vorsorgeeinrichtungen diese 
Voraussetzungen nicht. Die berufliche Vorsorge in der Schweiz ist vielmehr ge-
mäss dem nach der Norm [AS 19, Kap. 39-42 erstellten Grundsatz des Versiche-
rungssystems aufgebaut. Das Unternehmen muss demnach lediglich seine 
Jahresbeiträge verbuchen. 

Im Übrigen verstösst die Verbuchung eines aus der Vorsorgeeinrichtung schwei-
zerischen Rechts stammenden Betrages auf der Aktiv- oder Passivseite der 
Bilanz des angeschlossenen Unternehmens gegen die Regeln der kaufmän-
nische Buchführung. Nach dem Grundsatz der Imparität sind Verpflichtungen 
durch Bildung von Rückstellungen buchhalterisch zu erfassen, sobald ihre Reali-
sierung wahrscheinlich oder in Anbetracht von stichhaltigen Gründen auch nur 
denkbar ist. Nun übernimmt ja das angeschlossene Unternehmen - abgesehen 
von der Begleichung der reglementarischen Beiträge - keine Verpflichtungen der 
Vorsorgeeinrichtung. Im Übrigen können gemäss dem Grundsatz der Realisier-
barkeit Eingänge erst im Zeitpunkt, da die Gesellschaft die in ihrer Buchhaltung 
aufgeführten Beiträge vereinnahmt oder eine gegenüber einem Dritten vollstreck-
bare Forderung hat, berücksichtigt werden. Demnach bildet die Verbuchung von 
Aktiven einer Vorsorgeeinrichtung in der Bilanz des angeschlossenen Unterneh-
mens rechtlich gesehen eine unzulässige Rückkehr des Vorsorgevermögens an 
den Arbeitgeber. 

Die anderen in Frage kommenden Verbuchungsmethoden - im Rahmen der 
schweizerischen Konzernrechnungen - können sich nicht auf die Anwendung der 
Norm lAS 19 stützen, da diese für die Versicherungssysterne nur die Verbuchung 
der jährlichen Beiträge des Unternehmens vorsieht. Im Übrigen gelten auch für 
Konzernrechnungen der Grundsatz der vorsichtigen Bilanzierung (Vorsichts-
prinzip) und die daraus abgeleiteten Prinzipien der Imparität und der Realisation. 

Der einzige Aktivposten einer Vorsorgeeinrichtung, der in den Aktiven der Bilanz 
des angeschlossenen Unternehmens eingetragen werden darf, ist die - im Sinne 
von Artikel 331 Absatz 3 OR - bei der reglementarischen Vorsorgeeinrichtung 
oder einer patronalen Stiftung gebildete Arbeitgeberbeitragsreserve. Das Unter-
nehmen kann entweder den Jahresbeitrag oder die gesamte Beitragsreserve ver-
buchen. Da dieser Aktivposten bei der Gesamtliquidation der Vorsorgeeinrichtung 
verschwindet, ist, falls der verbuchte Betrag die Höhe einer Jahresbeitrags-
leistung übersteigt, ein entsprechender Vorbehalt im Anhang anzubringen. 

Artikel 331 Absatz 3 OR - eine relativ zwingende Bestimmung zum Schutz der 
Arbeitnehmer - findet nicht nur bezüglich des Arbeitsverhältnisses, sondern auch 
bezüglich der beruflichen Vorsorge Anwendung. Es ist also grundsätzlich ver-
boten, einseitig den Beitragsaufwand des Arbeitgebers zulasten der freien Mittel 
zu reduzieren. Es ist jedoch statthaft, von zwingenden Vorschriften abzuweichen, 
sofern über eine Vereinbarung Konzessionen sowohl seitens der Arbeitnehmer 
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wir auch seitens der Arbeitgeber eingegangen werden, die im Endergebnis den 
Arbeitnehmern Ausgleichsvorteile bringen. 

Bei schwerwiegenden wirtschaftlichen Problemen kann der Arbeitgeber zur Auf-
rechterhaltung der Arbeitsplätze vorübergehend seine Beiträge zulasten der freie 
Mittel - im Sinne eines Ausgleichsvorteils - reduzieren. Eine solche Beitrags-
herabsetzung erfordert jedoch, dass die Arbeitnehmer vollumfänglich informiert 
sind, und dass das paritätische Organ über eine klare, sowohl von einem aner-
kannten Experten wie auch von einer Aufsichtsbehörde genehmigte Regelung 
verfügt, der eine genauen Analyse der Unternehmenssituation zugrunde liegt. 
Sobald die Liquidationsprobleme überwunden sind, und wann immer möglich, 
müssen die ausstehenden Beiträge zurückerstattet und die freien Mittel wieder 
aufgestockt werden. 

k. Auch bei einem Vorsorgeplan mit Leistungsprimat ist eine vorübergehende Bei-
tragssenkung für den Arbeitgeber und die Arbeitnehmer zulässig, sofern diese 
sich auf eine reglementarische Bestimmung stützt, welche die Voraussetzungen 
festlegt, nach denen der Experte eine Beitragssenkung zulassen und danach 
eine Erhöhung verlangen kann, falls die Finanzierung des Vorsorgeplans dies er-
fordert. Die Voraussetzungen sind insbesondere folgende: 

:• Das paritätische Organ muss, nach Zustimmung des Experten und nach Prü-
fung einer möglichen Leistungsverbesserung, über eine Beitragssenkung ent-
scheiden. 

Der Grundsatz der paritätischen Beiträge ist einzuhalten. 

Das Leistungsziel in Funktion zum versicherten Verdienst muss garantiert 
sein, sofern die Höhe dieses Betrages auch unter Berücksichtigung von vari-
ablen Lohnteilen im Durchschnitt nicht wesentlich tiefer liegt als der tatsächlich 
ausbezahlte Lohn. 

Für eine vollumfängflche Indexierung der Renten müssen ausreichende Reser-
ven gebildet werden. 

Die Vorsorgeeinrichtung muss über alle notwendigen Sicherheitsreserven ver-
fügen. 

Der Experte muss jährlich bestätigen, ob die reduzierten Beiträge beibehalten 
werden können oder nicht. 

Es können also keine Rückstellungen für spätere Beitragsreduktionen gebildet 
werden. 

Unter diesen Voraussetzungen kann der Ausgleich für den aus Artikel 331 Absatz 3 
OR abgeleiteten Schutzverzicht als angemessen beurteilt werden, da den Arbeit-
nehmern eine aufgrund des zuletzt erhaltenen Lohnes berechnete Endleistung ga-
rantiert wird, wobei sie gleichzeitig in den Genuss einer Beitragssenkung kommen. 
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Beim Beitragsprimat wird auf den Zeitpunkt des Rentenbezuges kein Leistungs-
ziel in Funktion des letztes Gehaltes garantiert, obwohl ein solches Ziel ange-
strebt wird. Deshalb müssen die freien Mittel ausnahmslos für die Verbesserung 
der Vorsorgeleistungen eingesetzt werden. Es kann somit keinen juristisch ver-
tretbaren Ausgleich zur Aufhebung des Verbotes geben, Arbeitgeberbeiträge zu-
lasten der freien Mittel zu bezahlen (Art. 331 Abs. 3 OR). 

m.Die spezielle Problematik der Vorsorgeeinrichtungen des öffentlichen Rechts 
bleibt vorbehalten. 

Die nicht konforme Verbuchung von Aktiven und Passiven einer Vorsorgeeinrich-
tung in der Bilanz des angeschlossenen Unternehmens oder des Konzerns kann 
unvorhersehbare juristische Probleme nach sich ziehen, namentlich eine even-
tuelle: 

Verpflichtung des Arbeitgebers, die Unterdeckung der Vorsorgeeinrichtung bis 
zur Höhe des passivierten Betrages auszugleichen 

Haftpflicht der Arbeitgeberorgane gegenüber Drittgeschädigten wegen finan-
zieller Fehlinformation 

vertragsähnliche Haftung der Vorsorgeeinrichtung, sofern diese in den Jahres-
abrechnungen nicht die genauen Beträge aufführt, über die das Unternehmen 
tatsächlich verfügungsberechtigt ist (Arbeitgeberbeitragsreserven), unter Aus-
schluss aller übrigen Beträge. 

Die Norm FER/RPC 16 muss revidiert werden, weil sie zum Berufsvorsorgerecht 
in Widerspruch steht, indem sie die Verbuchung des Aktiv- und Passivsaldos der 
Vorsorgeeinrichtungen in der Bilanz des Unternehmens vorschreibt. Der Zwang, 
die Passiven der Vorsorgeeinrichtung in der Bilanz des Unternehmens zu ver-
buchen, wohingegen die Aktiven im Anhang aufgeführt werden können, ist wirt-
schaftlich und juristisch widersprüchlich. 

Die Eckwerte der schweizerischen Vorsorgeeinrichtungen können im Anhang der 
Bilanz des Unternehmens mit dem Hinweis, dass es sich um Versicherungs-
systeme handelt, aufgeführt werden. Die von der Norm lAS 19 vorgesehenen Be-
rechnungen bei Vorsorgeregelungen mit Leistungsprimat, bei welchen der Arbeit-
geber für die Leistungen garantiert, können deshalb unterbleiben. 
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Conclusions finales 

La Norme Comptable Internationale lAS 19 sur les avantages du personnel traite 
de la comptabilisation et des informations ä fournir par les employeurs au titre 
des avantages du personne!. Eile est fonde sur la prsomption que I'employeur 
est l'auteur de la promesse de prestations de prvoyance et qu'il en est donc le 
dbiteur final en cas d'insuffisance de financement du fonds. La norme lAS 19 
stipule donc que les actifs et passifs du rgime de prvoyance ä prestations dfi-
nies doivent ätre calculs selon les rgIes spcifiques quelle ä1ablit, pour ätre en-
suite comptabiliss aux bilans des entreprises, y compris les groupes d'entre-
prise, voire ä leurs comptes d'exploitation. 

Ces rgles ne s'appliquent pas aux rgimes de prvoyance ä cotisations dfinies 
et aux r6gimes d'assurance, ä propos desquels la norme lAS 19 se borne en 
principe ä exiger la comptabilisation chez l'employeur de ses contributions dues 
pour I'anne en cours. 

Sous la dnomination "Recommandation relative ä la präsentation des comptes 
FER/RPC 16 - Engagements de prvoyance", avec entre en vigueur le 1er  jan-
vier 2000, une approche similaire ä la norme lAS 19 est propose en Suisse. 
Cette norme prescrit la ncessit de comptabiliser les incidences öconomiques 
des engagements de pr6voyance de droit suisse sur les comptes annuels dune 
entreprise et les comptes de groupe, mais "indpendamment du statutjuridique 
des plans et des institutions de prvoyance". En particulier, le solde passif doit 
ötre indiquä au bilan, alors que le solde actif peut ätre indiqu au bilan au ä San 
annexe. 

En droit suisse, l'affectation exclusive et irrvocabIe de la fortune, et donc des 
fonds libres de Pinstitution, au but de prvoyance ressort tant de la rglemen-
tation lgale (LPP, LFLP, CC, CO) que des exigences lgaIes relatives ä l'exon-
ration de la prvoyance professionnelle (LPP, LIFD). [es fonds libres, quils 
soient issus d'une fondation patronale au dune institution de prvoyance rgle-
mentaire de droit suisse, ne peuvent retourner ä I'entreprise affilie. La charge de 
prestations de Vinstitution de pr6voyance n'incombe pas non plus ä I'employeur. 

La contrepartie juridique et financi&e de I'affectation irrvocable est la dcharge 
de l'employeur de taute obligation de garantie pour les prestations de prvoyan-
ce, sauf disposition cantraire des statuts au du rglement de I'institution de pr-
voyance professionneHe de droit suisse. 

Les rgles sur le financement et 'organisation des institutions de prvoyance de 
droit suisse confirment labsence d'engagement de l'employeur, mme implicite 
au factuel, de garantir et de verser des prestations. 

Selon les principes comptab!es appliqus par la norme [AS 19, I'inscription au 
bilan tant de l'entreprise affilie que des comptes de groupe des actifs de 'institu-
tion de prvoyance implique leur contröle effectif; l'inscription des charges sup-
pose une obligation actuelle de l'entreprise de es cauvrir. Ni 'une, ni l'autre con-
dition n'est röunie pour les institutions de prövoyance helvötiques, saus röserve 
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de dispositions rgIementaires particuIires. En effet, la prvoyance profession-
fleHe helvtique est constitue selon Je principe du rgime d'assurance retenu par 
Ja norme lAS 19, Oh. 39-42. Ds lors, l'entreprise ne dolt comptabiliser que sa 
charge annuelle de contributions. 

Par ailleurs, l'inscription d'un montant issu de linstitution de prvoyance de droit 
suisse ä Vactif ou au passif du bilan de l'entreprise affilie enfreint les rgles sur 
la comptabiJit commerciale suisse. Selon Je principe de l'imparit, les charges 
doivent ätre comptabilises par Ja constitution de provisions, ds Jors que leur 
rahsation est probable ou simplement envisageable compte tenu de faits perti-
nents. Or, mis ä part le paiement des contributions rgIementaires, I'entreprise af-
fiIie n'assume pas les charges de 'institution de prvoyance. Par ailleurs, selon 
Je principe de raJisation, il ne peut ätre tenu compte de rentres qu'au moment 
oü Ja socit a encaiss es montants ports dans sa comptabiIit ou dtient une 
crance excutabJe contre un tiers. Or, l'inscription au bilan de J'entreprise affiIie 
d'actifs d'une Institution prvoyance constitue, au plan juridique, un retour illicite 
de Ja fortune de prvoyance ä I'ernployeur. 

Dans le cadre des comptes de groupe suisses, les äventuelles autres mthodes 
de comptabilisation ne peuvent pas s'appuyer sur Ja mise en ceuvre de Ja norme 
lAS 19 car celle-ci ne prvoit, pour ]es rgimes d'assurance, que l'enregistrement 
des contributions annuelJes de J'entreprise. Par ailleurs, les comptes de groupe 
sont ägalement soumis au principe de prudence, et ses corollaires de l'imparit et 
de Ja r6aJisation. 

Le seuJ actif d'une institution de pr6voyance pouvant ätre inscrit ä lactif du bilan 
de J'entreprise aff11i6e est Ja rserve de contributions de J'empJoyeur au sens de 
'article 331 al. 3 CO, constitu6e soit dans Vinstitution de prvoyance rgJemen-
taire, soit dans une fondation patronale de prvoyance. L'entreprise peut choisir 
soit d'inscrire l'quivaJent d'une ann6e de cotisations, soit Ja totalit de Ja rserve. 
Cet actif disparaissant en cas de Jiquidation totale de 'institution de prvoyance, 
l'inscription au bilan d'un montant dpassant une anne de cotisations doit 
s'accompagner d'une rserve correspondante dans J'annexe. 

L'article 331 al. 3 CO, disposition semi-imprative protectrice des saJaris, s'ap-
pJique non seulement aux rapports de travail mais gaJement ä Ja prvoyance 
professionneJle. IJ est donc interdit en principe d'aJlger Ja charge de cotisations 
de l'empJoyeur par Je bials des fonds Jibres. Toutefois, il est admis que Ion puis-
se, par convention, droger ä des dispositions imp6ratives protectrices de Ja Ioi, 
pour autant que des concessions rciproques soient consenties de part et d'autre 
par Je salariC,  et son employeur, avec des avantages compensatoires pour Je 
saJari6. 

En cas de difficuJt6s 6conomiques s6rieuses, il est admis que J'employeur puisse 
rduire temporairement ses contributions au moyen des fonds libres pour main-
tenir les postes de travaiJ, ce qui est un avantage compensatoire. Une teile rduc-
tion ncessite une information compJte des saJaris, une rgJementation claire 
dcide par Vorgane paritaire avec l'approbation tant de l'expert agr que ceJJe 
de l'autorit de surveiJJance, fonde sur une information prcise ä propos de Ja 
situation financire de J'entreprise. Une fois Ja crise de Iiquidits passe mais 
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chaque fois que cela est possible, les cotisations impayes devront tre rembour-
ses et la fortune libre devra ätre reconstitue. 

k. Une baisse de cotisation temporaire pour I'employeur et les salaris dans un plan 
en primautä des prestations est ägalement admissible si eile se fonde sur une 
base rgIementaire stipulant les conditions auxqueiles l'expert peut autoriser une 
baisse et, par la suite, exiger une hausse, si le financement du plan le requiert. 
Les conditions sont notamment les suivantes: 

La dcision de baisse doit ätre prise par Vorgane paritaire, aprs approbation 
de 'expert et examen d'une am&ioration possible des prestations; 

Le principe de la cotisation paritaire doit ätre respect; 

L'objectif final de prestations doit §tre garanti en fonction du salaire assur, 
la condition que le montant de celui-ci ne soit pas significativement plus bas en 
moyenne que le salaire effectivement vers, compte tenu des composantes 
variables de la r6munration; 

Des rserves suffisantes doivent ätre constitues pour la pleine indexation des 
pensions; 

['institution de prvoyance doit disposer de toutes les rserves de scurit 
ncessaires; 

L'expert doit attester annuellement du maintien ou non de la baisse de cotisa-
tions; 

Aucune rserve pour baisse future de cotisations ne peut donc ötre constitue. 

A ces conditions, une compensation adäquate ä la renonciation ä la protection d& 
coulant de l'article 331 al. 3 CO peut ätre admise, car les salaris ont la garantie 
d'une prestation finale dfinie en fonction du dernier salaire, tout en bnficiant 
6galement de la baisse de cotisation. 

1. Les rgimes.en primaut des cotisations ne garantissent pas un objectif de pres-
tations en pourcentage du salaire final lors de la retraite. Ds iors toutefois que 
cet objectif est vis, les fonds libres doivent ätre affects exclusivement ä i'am-
lioration de la prvoyance. II ne peut donc y avoir de compensation juridiquement 
valable ä la ieve de l'interdiction de l'usage des fonds libres pour payer les coti-
sations de l'employeur (art. 331 al. 3 CO). 

m.La problmatique sp6cifique des institutions de prvoyance de droit public est 
r6serve. 

n. La comptabilisation errone des actifs et des passifs d'une institution de pr-
voyance au bilan de l'entreprise affiiie ou du groupe est susceptible d'entraner 
des consquences juridiques imprvisibles, notamment une äventuelle ,  

obligation de i'employeur de combler le dficit de l'institution ä concurrence du 
montant qu'il a inscrit ä son propre passif; 
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responsabilitä d&ictuelie des organes de i'employeur envers des tiers lss 
par une information financire errone; 

responsabilit quasi-contractuelle de Vinstitution de prvoyance, si celie-ci n'in-
dique pas dans ses comptes annuels les montants prcis qu'elle reconnart 
tre sous le contröle de l'empioyeur (röserve de contributions patronale), 

I'exclusion de tout autre montant. 

La norme FER/RPC 16 doit ötre revue car eile est contraire au droit de la prö-
voyance, en tant quelle prescrit une comptabilisation du solde des actifs et des 
passifs de i'institution de prövoyance au bilan de i'entreprise. Son exigence de la 
comptabilisation du solde passif de la prövoyance au bilan de l'entreprise, alors 
que le solde actif peut ötre indiquö ä l'annexe, est une incoh6rence äconomique 
et juridique. 

Les chiffres ciös des institutions de prövoyance suisses peuvent figurer ä 'an-
nexe du bilan de i'entreprise avec I'indication qu'ii s'agit de rögimes d'assurance. 
II n'est donc pas nöcessaire de procöder aux caiculs prövus par lAS 19 pour es 
rögimes en primautä des prestations dans lesquels l'employeur est le dbiteur 
des prestations. 
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Les normes comptables lAS 19 et FER/RPC 16 

A. LA NORME IASI9 

1. Introduction 

Un large dbat est n en Suisse ä propos des liens entre la prvoyance profes-
sionnelle et les normes comptables applicables aux comptes des entreprises. 
Ce dbat souive de nombreuses questions, la plus importante ayant trait ä la 
possibilit d'inscrire la fortune d'une Institution de prvoyance ainsi que ses 
passifs ä l'actif et au passif du bilan de I'entreprise. Au plan juridique, la rponse 
ncessite une rfIexion sur le contenu et la porte de ces normes, dans leurs 
rapports complexes avec les responsabilits financires des entreprises envers 
les institutions de prvoyance professionnelle. 

La Norme Comptable Internationale lAS 19 sur les avantages du personnel1  
traite de la comptabilisation et des informations ä fournir par les employeurs au 
titre des avantages du personnel. Eile a pour objectif, ä I'instar d'autres normes 
comptables internationales ou suisses (FAS 87, SSAP 24, RPC 16), de2: 

Favoriser la comparaison des comptes annuels entre les socits; 

Am&iorer la qualit de 'information financire fournie aux actionnaires et 
aux autres parties intresses (banques, fournisseurs, cranciers, clients, 
Etat, public, empIoys, etc.); 

Montrer les consquences äconorniques des prestations de prvoyance; 

Comptabiliser le coüt "rel" des engagements de prvoyance durant la 
priode pour laquelle ces engagements sont encourus; 

Reflter la ralit 6conomique des r6sultats de l'employeur. 

La norme poursuit ainsi deux buts essentiels: appliquer une m6thode consistan-
te pour l'6tablissement du coüt des engagements de prvoyance dans les rap-
ports financiers d'entreprises, d'une part, et &ablir la situation relle des coüts 
admis, dautre part. Ges deux buts sont atteints par l'imposition dune mthode 
standard pour le caicul des coCits de la prvoyance. 

Normes Comptables Internationales 1999, International Accounting Standards Committee, p. 370. 
2 

GUENAT Gilles: La norme comptable RPC 16 etvotre Institution deprvoyance, Sminaire OACP 1999, 

p. 1. 
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2. Cadre gneraI des normes lAS 

a) Champ d'app!ication 

3. Avant d'aborder quelques aspects de la norme lAS 19, certaines remarques 
s'imposent ä propos du cadre gn&al des normes lAS, tel qu'il ressort du Cadre 
pour la präparation et la präsentation des 6tats financiers (ci-aprs: Cadre lAS), 
approuvä par le Conseil du Comit6 international des normes comptables en avril 
1989. Selon la terminologie communment admise, les normes lAS sont bases 
sur le principe gn&ai de l'image fid&e qui doit ätre fournie par les etats 
financiers de l'entreprise ("true and fair view'). 

4. [es normes lAS s'intressent aux ätats financiers ä usage gnral, y compris 
es tats financiers consolids, qui sont prpars et prsents au moins une fois 
par an et visent ä satisfaire les besoins d'information communs ä un nombre im-
portant d'utilisateurs3. Elles visent les ätats financiers de toutes les entreprises 
commerciales, industrielles et autres, qu'elles appartiennent au secteur public 
ou au secteur priv. Une entreprise prsentant des ätats financiers est une 
entreprise pour laquelle il existe des utilisateurs s'appuyant sur ces tats finan-
ciers comme principale source d'information financire sur l'entreprise4. [es 
normes ne s'intressent donc pas aux entreprises plus petites. 

5. Comme le souligne BEHR, ces normes se fondent sur une approche cono-
mique qui rend ncessaire une information 61argie, dans le cadre de laquelle le 
bilan a vu son röle fortement diminuer. Cela a pour consquence que Vannexe 
au bilan a acquis une nouvelle fonction: "Dieser (neben Bilanz, Erfolgs- und 
Geldflussrechnung vierte) Bestandteil der Jahresrechnung hat somit in der mo-
dernen Rechnungslegung eine weit grössere Informationsfunktion als gemäss 
Aktienrecht'.' Cette remarque a son importance car I'information sur les institu-
tions de prövoyance helvötiques trouve sa place la plus indiquöe ä l'annexe et 
non au bilan lui-mme. 

b) Qualitö de I'information et naissance dun nouveau droit comptable 

6. Afin de satisfaire ä leurs objectifs de transparence dans l'ötablissement et la 
prösentation des 6tats financiers ä l'usage d'utilisateurs externes, les ötats 
financiers sont pröparös sur la base de la comptabilit6 d'engagement. Ils infor-
ment donc les utilisateurs tant des transactions passes impliquant des sorties 
et entröes en trösorerie dans l'avenir que des ressources qui reprösentent de la 
tr6sorerie ä recevoir dans l'avenir6, dans une perspective de continuitö d'exploi-
tation7. 

Oh. 6, Cadre IAS. 

c. 8, Cadre lAS. 

Giorgio BEHR: Rechnungs/egung im Spannungsfeld der Ansprüche von Gesetz und lnformationsgesell- 

schaft, RSDA, 2000, p. 107. 
6 

Ch. 22, Cadre lAS. 

Oh. 23, Cadre lAS. 
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[es utilisateurs sont les investisseurs, les membres du personnel, les prteurs, 
es fournisseurs et autres crditeurs, les clients, les Etats et leurs organismes 
pubiics et le public8. [es investisseurs sont int&esss par le risque inhärent 
leur investissement, ä sa rentabilitä et ä la capacit de i'entreprise ä payer des 
dividendes9. [es membres du personnel sont int&ess6s ä la stabilitä et ä la ren-
tabilitä de i'entreprise ainsi qu'aux informations "qui leur permettent d'estimerla 
capacit de I'entreprise ä leur procurer une rmunration, des avantages en 
matire de retraite et des opportunits en matire d'emploi"10 . Enfin, les Etats 
imposent des obilgations d'information afin notamment de rgiementer les 
activits des entreprises et de dterminer des politiques fiscaies.12  

[a porte de 'information fournie par l'entreprise selon le principe de l'image 
fidie ("true and fair view"), concrtis6 par une norme comptable conforme aux 
usages professionneis et ä la 10113,  n'a pas qu'une dimension äconomique. Eile a 
6gaiement une porte juridique äminente. Dans la mesure oü eile induit un com-
portement des utilisateurs en crant des attentes conomiques ou en suscitant 
des dcisions dtermines, i'information errone, y compris l'omission d'une in-
formation pertinente, est susceptible de causer un dommage et, en cas de 
faute, d'entrai'ner pour son ämetteur OU San certificateur une responsabilit 
civii&4, voire pnale15  envers l'utilisateur is&6. [es normes comptabies donnent 
ainsi naissance ä un nouveau droit comptable dont la violation peut tre 
sanctionne par I'action en dommages-int6röts. 

c) Criteres de qualite 

7. A cet ägard, Vinformation fournie par les tats financiers dolt remplir les caract-
ristiques qualitatives suivantes: 

l'inteliigibiiit&7, sait d'tre comprhensible imm6diatement par les utilisateurs; 

la pertinence18, sait d'infiuencer [es dcisions conomiques des utilisateurs 
en les aidant vaiuer des 6v6nements pass6s, prsents au futurs ou en 
confirmant au corrigeant leurs vaivations passes; 

la fiabiiit&9, soit d'tre exempte d'erreur et de blais significatifs, les utilisa-
teurs pouvant lui faire confiance pour prsenter une Image fidle de ce 

8 
Ch. 9, Cadre [AS. 
Oh. 9, a) Cadre lAS. 

10 
Oh. 9, b), Cadre lAS. 

11 
Par exemple, dans des rgIements de cotation en b ourse. 

12 
Oh. 9, f), Cadre lAS. 

13 
Par exemple, par un rg!ement de cotation boursire. Voir au sujet du drolt suisse, Peter NOBEL: Schweize- 
risches Finanzmarktrecht, § 10, N. 98, 131, 134ss. 

14 
Art. 41 CO. 

15 
Art. 152 OPS. 

16 
On se rapportera, pour la Suisse, ä Christoph BRUNNER: Liability of publicly held corporations for a violation 
of a duty to disclose, in particular the « ad hoc» publicity. Oomparative study of the relative law in the United 
States and Switzerland, p. 121-129. 

17 
Oh. 25, Cadre lAS. 

18 
Oh. 26, Cadre lAS. 

19 
Oh. 31, Cadre lAS. 
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quelle est cense prsenter au de ce qu'on paurrait s'attendre raisonnable-
ment ä la voir präsenter. Plusieurs sous-principes concrtisent le principe de 
fiabilit, notamment les suivants: 

: ['image fidle des transactions2°  est un Iment essentiel de la fiabilit; le 
bilan doit prsenter une image fidle des transactions et autres vne-
ments qui gnrent des actifs, des passifs et des capitaux propres paur 
l'entreprise ä la date de ciöture et qui satisfont aux critres de comptabili-
sation. 

Dans ce cadre, la substance a la prminence sur la forme". Les trans-
actions doivent ätre comptabilises et prsentes conformment ä leur 
substance et ä leur ralit conomique et non pas seulement ä leur forme 
juridique. 

La prudence22, sait la prise en compte d'un certain degrö de prcaution 
dans I'exercice des jugements, de sorte que les actifs ou les produits ne 
soient pas survalus et que les passifs au les charges ne soient pas 
sous-valus23. 

Le dernier critre est celui de I'exhaustivit624. 

d. La comparabilite des ätats financiers doit exister dans le temps, mais aussi et 
surtout entre entreprises diff6rentes25. 

La d6finition d'un actif, d'un passif et des capitaux propres selon les normes lAS 
est ävidemment essentielle ä la concrtisation de la notion d'image fid&e. 

d) Definition de I'actif 

8. Un actif est une ressource contröle par l'entreprise du fait d'vnements 
passs et dont les avantages conomiques sont attendus pour le futur26. La ca-
pacit d'une entreprise ä contröler des avantages est habituellement le r6sultat 
de droits27. Le fondement juridique ordinaire de 'actif stipulö par la norme est 
donc un droit de cröance et de propriötö ordinaires. La norme admet toutefois 
dans certains cas d'tendre la notion de contröle ä un pouvair de disposition 
fondö sur la possession au sens de 'article 919 CCS qui, rappelons-le, West 
pas un rapport de droit mais une ma?trise de fait. Dans ce cas, il faut toutefois 
que l'entreprise puisse protöger juridiquement sa possession contre I'ingörence 
de tiers. Ainsi, par exemple: 

20 
Ch. 33, Cadre lAS. 

21 
Ch. 35, Cadre lAS. 

22 
Oh. 37, Cadre IAS. 

23 
Oh. 37, Cadre lAS, 

24 
Oh. 38, Cadre lAS. 

25 
Oh. 39, Cadre [AS. 

26 
Oh. 49, Cadre lAS. 

27 
Oh. 57, Cadre lAS. 
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Le savoir-faire dcouIant d'une activit6 de dveIoppement peut satisfaire ä la 
dfinition d'un actif lorsque, en gardant secret ce savoir-faire28, une entreprise 
contröle les avantages qui en sont attendus29, par une possession exclusive 
quelle peut aisment protöger envers les tiers. Le maintien du secret peut 
tre assurä par des moyens juridiques, notamment la limitation du droit 

d'accös au savoir-faire et le devoir de confidentiaiitö correspondant. 

Le contröle d'un actif, ou sa possession, peut galement dcouler d'un con-
trat qui, s'il ne confre pas la propriötö de la chose, assure un contröle juri-
dique suffisant sur celle-ci, analogue au droit de proprit. Ainsi, par exemp-
le, dans le cas de location-financement, la substance et la röalit öconomique 
sont que le preneur acquiert les avantages äconomiques liös ä l'utilisation de 
l'actif financö par location pour la majeure partie de sa dure d'utilit, en 
contrepartie d'une obligation de payer pour ce droit un montant proche de la 
juste valeur de l'actif et de la charge financiöre afförente30. 

Par contre, es transactions ou ävänements attendus dans l'avenir ne donnent 
pas en eux-mömes naissance ä des actifs. Ainsi, par exemple, Vintention 
dacheter un stock ne satisfait pas, en eile-möme, ä la döfinition d'un actif31. 

En conclusion, la notion de contröle d'un actif retenue par la norme lAS 19 n'est 
pas fond6e sur une simple appropriation öconomigue. Au contraire, pour ötre 
admise, eile doit ötre fonde juridiguement. En regle gönörale, le contröle d6c-
oule d'un titre de cröance conf6rant la propriötö de i'actif. Toutefois, dans certai-
nes situations et ä la condition de pouvoir la protger contre l'ingrence de tiers, 
une possession de l'actif peut suffire pour en admettre le contröle et donc la 
maifrise de fait. Cette exception ä la rögle du titre de cröance conförant la pro-
pri(ätö de i'actif doit dös lors se fonder sur des droits prcis et clairement identi-
fiabies pour pouvoir ötre imputs des passifs de i'entreprise. 

e) Definition du passif et des capitaux pro pres 

Le passif est une obligation actuelle de i'entreprise rsuitant d'vnements 
passs et dont l'extinction devrait se traduire pour l'entreprise par une sortie de 
ressources reprösentatives d'avantages öconomiques32. Une obligation est un 
devoir ou une responsabiiitö d'agir ou de faire quelque chose d'une certaine 
fa9on. [es obligations peuvent ötre juridiquement excutoires en consöquence 
d'un contrat irrvocable ou d'une disposition statutaire33. Comme pour la döfini-
tion de I'actif, la norme älargit la notion de l'obligation actuelle, qui est plus large 
que celle de Vobligation fondöe sur un titre de crance immdiatement identi-
fiable au plan juridique. 

28 
Qui, par dfintion, ne peut ätre protege par le dr olt de la proprietä intellectue!Ie. 

29 
Ch. 57, Cadre IAS. 

30 
Oh 51 OadreAS. 

31 
Oh. 58, Cadre lAS. 

32 
Oh. 49, Cadre lAS. 

33 
Oh. 60, Cadre [AS. 
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La norme [AS 19 impose en effet ä l'entreprise "de comptabiliser son obligation 
juridique mais aussi toute obligation implicite g6n6re par les pratiques de 
l'entreprise" 34. Des obligations peuvent donc ägalement naitre des usages, de 
la pratique commerciale de l'entreprise au encore de san dsir de conserver de 
bonnes relations d'affaires au d'agir de fa9on quitable. Ainsi, si une entreprise 
dcide, en vertu de la politique quelle s'est fixe, de rectifier les dfauts de ses 
produits mme lorsqu'ils n'apparaissent qu'aprs lexpiratian du dIai de garan-
tie, les montants quelle s'attend ä d6penser en relation avec les biens dj 
vendus seront des passifs35. 

Ces obligations implicites ne sont donc fondes ni sur une obligation lgale, ni 
sur un contrat, mais uniquement sur la volont unilatrale de l'entreprise de 
s'acquitter de certaines prestatians. On paurrait cependant imaginer que dans 
certaines circonstances particulires, ces obligations implicites donnent elles-
möme naissance ä une obligation contractuelle au quasi contractuelle. 

On rappellera ä cet gard que le droit civil suisse retient: 

- d'une part, l'application de la thorie de la confiance dans l'interprtation 
d'une offre (ci-aprs a.), 

- d'autre part, une obligation d'indemnisation en cas de responsabilit fonde 
sur la confiance (ci-aprs b.). 

a. Selon l'art. 1 al. 2 CO, les rnanifestations de volont6 (offre et acceptation) 
changes par les parties et donnant naissance ä la conclusion d'un contrat 

peuvent ätre solt expresses, soit tacites. Ainsi, une offre peut ötre faite par 
actes concluants, tandis qu'une acceptation peut, dans certaines circonstan-
ces, intervenir par le silence (art. 6 CO). 

En outre, le principe de la banne foi veut que le juge, paur interprter l'offre, 
se place dans la situation de la personne qui re9oit cette dclaration. II doit se 
demander comment cette personne, de bonne foi, pouvait et devait la comp-
rendre au moment oü eile l'a re9ue. Ce faisant: "le juge ne tient plus compte 
de la volontä subjective de la personne qui a mis la d6claration, mais donne 
ä cette derni're un contenu objectifc6 .  

Sur cette base, en matire de contrat de travail, doctrine et jurisprudence re-
tiennent ainsi qu'une gratification dait ätre consid&e comme "convenue" au 
sens de l'article 322d al. 1 CO en cas d'accord tacite, et notamment lorsque 
l'employeur na cess de verser au travailleur une gratification pendant une 
ongue p&iode sans faire allusion ä san caractre facultatif et rvocable au 
encore lorsque le paiement d'une gratification r6sulte d'un usage de l'entre-
prise37. 

34 
Oh. 6 a), Introduction IAS 19. 

35 
Oh. 60, Cadre lAS. 

36 
Daniel GUGGENHEIM: La conclusion des contrats, pp. 112 et 113; cf. aussi GAUCH/SCHLUEP/SCHMID/ 

37 
REY: Schweizerisches Obligationenrecht allgemeiner Teil, Tome 1, 7 eine dition, n° 206 et ss. 

VISCHER: Le contrat de travail, 1982, pp. 110 et 11; BRUNNER / BUHLER / WAEBER: Commentaire du 

droit du travail, 2eme  edition, pp. 54 et 55. 
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b. Depuis quelques ann6es, le Tribunal fdral considre que l'article 2 alina 1 
CC fonde une responsabilit "quasi contractuelle" lorsque, en dehors de tout 
rapport contractuel, les relations entre parties reposent sur un rapport s$cial 
de confiance38. La violation de cette confiance donne alors heu ä indemnisa-
tion. 

Ce nouveau chef de responsabHit a inaugure par l'arrt Wibru Holding AG 
contre Swissair Beteiligungen AG du 15 novembre 1994  39  . Le Tribunal fdrah a 
admis ä cette occasion que les dclarations publicitaires d'une socit-märe 
d'un groupe d'entreprises (Konzern) envers les partenaires contractuels d'une 
filiale sont susceptibles de Tier la maison-märe, en cas de faillite de ha filiale. 
Comme le souligne LOSER: "In immer höherem Mass werden auch Drittper-
sonen als vertragsunabhängige Leistungsträger in die Wirtschaftsabläufe einge-
schalten. Dies alles geht einher mit einer Zunahme des Wissensgefälles zwi-
schen den einzelnen Teilnehmern am Rechtsverkehr, was zu wachsender Ab-
hängigkeit führt (...) Vertrauen erweist sich als sozial sinnvolles und notwen-
diges Verhalten zur Reduktion sozialer Komplexität`. 

En dfinitive, sur le pur plan comptable, ha notion d'obligation actuehle se dfinit 
avant tout en fonction de son äch6ance. Le corollaire d'une volontä unilat&ale 
de s'engager rside principalement dans le contröle des actifs dudit rögime par 
l'entreprise. Les capitaux propres sont en effet l'intöröt r6sidue1 dans es actifs 
de l'entreprise aprs döduction de tous les passifs. 

Sur le plan juridique cependant, la pubhicitö donnöe ä ha volontö unilatörale de 
l'entreprise pourrait, dans certaines circonstances, soit constituer une offre par 
"actes concluants" et cröer pour l'entreprise une responsabihitö contractuelle 
fondöe sur ha thöorie de ha confiance, soit simplement susciter un "espoir lgf-
time" et fonder ainsi une responsabihitö "quasi contractuelle". Une certaine pru-
dence s'impose donc dans la döfinition et surtout dans la publicitö donn6e aux 
obligations imphicites. 

3. La norme lAS 19 sur les avantages du personnel 

a) Champ d'application 

Le principe gönral de ha compatibihitö d'engagement propre aux normes lAS se 
retrouve dans la döfinition du champ d'apphication de ha norme lAS 19 mais 
avec, toutefois, une insistance particuhiöre sur les critöres juridiques permettant 
d'tabhir le droit de l'entreprise ä un actif ou son obligation actuelle d'öteindre un 

38  c• notamment: es ATF 120 II 331 (Arrt Swissair), 121 III 350 (Arrt Grossen), 124 III 301 et 125 111 46-1  
Markus WICK: Die Vetrauenshaftung im schweizerischen Recht, AJPIPJA 1995, p. 1270ss; Christine 
CHAPPUIS: La responsabilitb fondbe sur la confiance, Semainejudiciaire, 1997, p. 165ss; Peter LOSER: 
Konkretisierung der Vertrauenshaftung, Recht 1999, p. 73 ss; Arianne MORIN: La dbfinition de la 
responsabilitd fondbe sur /a confiance au regard de /a jurisprudence rbcente du Tribunal fbdbra/, Semaine 

39 
judiciaire 2000, p. 161 s 
AlF 120 11 331 = JT 1995 1 359. 

° 
LOSER, op. cit., pp. 76 et 77

41 
. 

«bestimmte Erwartungen» ATF 12011331, c. 5a, p.336. 
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passif. En effet, la norme s'applique ä tous les avantages du personnel, notam-
ment ä ceux accord6s en vertu"-. 

De rgimes formaIiss ou autres accords formaliss passs entre une entre-
prise et des membres du personnel individuels, des groupes de saIaris au 
leurs repr6sentants; 

De dispositions lgaies au d'accords sectoriels aux termes desquels les 
entreprises sont tenues de cotiser aux rgimes nationaux, rgionaux, secto-
riels ou autres rgimes multi-employeurs; au 

D'usages qui donnent heu ä une obligation implicite. En matire de pr6voyan-
ce professionnelle, lobligation implicite nait, par exemple, lorsque i'entreprise 
a toujours rvis la hausse les prestations verses aux anciens membres 
de San personnel pour tenir compte de linfiation, quand bien mme la hoi ne 
l'y obligeait pas'. Les usages donnent heu ä une obligation implicite lorsque 
i'entreprise na pas d'autre salution rahiste que de payer les avantages du 
personnel". 

L'obhigation implicite prsuppase, comme an ha vu, ha vohont de l'entreprise 
de s'acquitter eile-möme des prestations de prövoyance. A döfaut d'une teile 
volontö, 'obligation implicite ne devrait pas ötre admise. 

Comme nous l'avans cependant soulignö auparavant, une teile information 
pour les utihisateurs que sont les membres du personnel n'a pas qu'une 
portöe öconomique. Ainsi, par exemple, en admettant i'inscription d'un döficit 
de son rögime de prövoyance ö san bilan, i'entreprise reconnart San obliga-
tion actuehle de le combler. Si le rögime est assaini ultörieurement par une 
baisse des prestations au heu du versement du montant reconnu par l'entre-
prise, ha guestion posöe est de savoir si he membre du personnel qui est restö 
au Service de l'entreprise dans ha croyance que celhe-ci s'acguitterait de san 
obligation actuelhe peut agir contre i'emphoyeur, soit en exöcutian d'une obli-
gation devenue "contractuel/e', soit en dommages et intöröts pour une viola-
tion du rapport de confiance. 

15. Cet exemple illustre ha prösomption qui fonde ha norme lAS 19 et sehon laquelle 
h'emphoyeur est lauteur de ha promesse de prestations de prövoyance et qu'ih en 
est donc he döbiteur final en cas d'insuffisance de financement du fonds. Le fon-
dement de cette prösomption ne peut ö h'övidence ötre purement öconomique. 
[es normes comptabhes donnent en effet naissance ö un droit comptabhe dös 
h'instant oü eihes sont impos(äes soit au titre des usages professionnels par les 
organes de rövision et heurs organismes professionnehs, soit au titre de ha loi, 
par exemple dans les conditions d'admission ö ha cotation en bourse. [es no-
tions gönörahes du contröhe de h'actif et de Vobligation actuehhe de s'acguitter du 
passif, dans heur apphication par ha norme lAS 19 aux rögimes de la prövoyance 

42 
3, IAS 19. 

43 
ch. 26 d), IAS 19. 

44 
ch. 52. IAS 19. 
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professionneile, deviennent ainsi des normes susceptibies d'avoir une porte 
juridigue, notamment pour les utilisateurs des informations ainsi fournies. 

La norme lAS 19 ne traite pas des rapports financiers des rgimes de retraite 
qui suivent leur propre rgime c0mptab1e45. Toutefois, dans le but d'assurer la 
transparence des marchs financiers, eile stipuie que les actifs et passifs du 
rgime de prvoyance ä prestations dfinies doivent ätre calculs selon les 
rgies spcifiques quelle ätablit, lorsqu'ils sont intgrs ä la comptabilit de 
l'entreprise. A cette fin, eile procde ä une distinction entre trois types de 
rgimes de prvoyance: rgimes ä cotisations dfinies, ä prestations dfinies et 
rgimes d'assurance. Seuls les rgimes a prestations dfinies entraTnent i'obii 
gation d'une comptabilisation des actifs et des passifs du plan de prvoyance 
chez l'employeur. 

b) La comptabilisation des actifs et passifs du plan de prevoyance chez 
/ 'employeur 

a. Les r6gimes ä cotisations au ä prestations dfinies 

La norme iAS 19 fait une distinction entre les r6gimes de pr6voyance ä pri-
mautC,  des contributions ("contributions dfinies") et ceux ä primautä des presta-
tions ("prestations dfinies"). [es rgimes en prima ut6 des prestations sont con-
stitus par tous les autres rgimes qui ne sont pas en primaut des contribu-
tions. La distinction entre les deux rgimes repose, en dfinitive, sur la nature 
des engagements pris par l'entreprise en ce qui concerne le montant des pres-
tations. 

Dans un rgime ä cotisations dfinies, la norme prcise que 'obligation juridique 
ou implicite de l'employeur se limite au montant quil s'engage ä payer au fonds. 
Le montant des avantages post6rieurs ä l'emploi reu par le membre du 
personnel est dtermin6 par les cotisations verses de l'entreprise au rgime au 
"ä une compagnie d'assurance" 46  et par le rendement des placements effectus 
gräce aux cotisations. Est rserv le cas oü l'employeur a une obligation juri-
dique au implicite de garantir une formule de calcul des prestations au d'obtenir 
un rendement spcifi sur les cotisations47. La comptabilisation des rgimes ä 
cotisations d6fin1es est donc directe car 'obligation de l'entreprise prsentant 
ses 6tats financiers est en principe dtermine par les montants ä payer pour 
l'exercice, sur une base non actualise48. Une charge doit ätre inscrite au bilan 
concurrence du montant des cotisations annuelles, sous imputation des cotisa-
tions djä verses. [es paiements d'avance sont comptabilis6s ä l'actif 9. En 
d'autres termes, i'entreprise ne comptabilise que ses cotisations annuelles. 

45 
Oh, 2, IAS 19 qui renvoie ä la norm e lAS 26 sur la comptabilite et les rapports financiers des rgimes de 
retra ite. 

46 
Ch. 25, lAS 19. 

47 
Oh. 25, ]AS 19. 

48 
Ch.43,1AS19. 

49 
Ch.44, ]AS 19. 
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Par contre, dans un rgime ä prestations dfinies, "I'entreprise a I'obligation de 
payer les prestations convenues" et par consquent "je risque actuariel ... et le 
risque de placement ... incombent en substance ä I'entreprise" 50 . En effet, le 
versement ä l'chance des prestations finances dpend non seulement de la 
situation financire et des performances du fonds, mais ägalement de la capa-
citä de l'entreprise et de sa disposition ä pallier une insuffisance läventuelle des 
actifs du fonds. L'entreprise supporte en substance les risques actuariels et de 
placement lis au rgime51. La norme lAS etablit un ensemble de rgles actua-
neues et comptables pour ävaluer les actifs et passifs des rgimes a prestations 
dfinies, dans une approche de bilan actuariel dynamique tenant compte 
d'hypothses dmographiques et financi&es pour le droulement du futur52. 

On re18vera, en particulier, que les actifs sont valus en principe ä la valeur de 
march 53  alors que les passifs n'incluent pas une rserve de fluctuation de 
cours destine ä combier la diff&ence entre le rendement attendu et le 
rendement effectif. L'6cart entre les deux rendements est en effet un äcart 
actuariel` qui doit tre comptabilis soit comme un actif, soit comme une 
charge de Ventreprise lorsqu'il excde un corridor de 10% dfini par la norme". 

L'entreprise doit, par ailleurs, comptabiliser les profits au pertes enregistrs au 
titre de la r6duction au de la liquidation d'un rgime ä prestations dfinies au 
moment oü se produit la rduction au la liquidation56. 

Enfin, dans le cadre de rgimes multi-empioyeurs ou gnraux et obligatoires 
(tatiques) ä prestations dfinies57, la norme fixe certaines rgies supplmen-
taires. 

b. Les r6gimes ä prestations assures 

Outre la distinction entre les rgimes ä cotisations et ä prestations dfinies, la 
norme comptable introduit la rf&ence aux rgimes ä prestations assures. 
Cette troisime catgorie correspond le mieux ä la structure juridique et finan-
cire de la prvoyance professionnelle suisse. Lorsqu'une entreprise paie des 
primes d'assurance souscrites pour financer un rgime d'avantages post&ieurs 
ä i'emploi, eile doit comptabihser le rgime comme un r6gime ä cotisations dfi-
nies, ä moins quelle ait une obligation juridique au implicite de payer directe-
ment les prestations ä leur date d'exigibilit au des cotisations complmentaires 
si l'assureur ne paie pas toutes les prestations futures lies aux services rendus 
par les membres du persannel au titre de l'exercice au des exercices ant&-
rieurs58. 

En effet, la norme considre que lorsqu'une police d'assurance est souscrite au 
nom d'un participant au d'un graupe de participants du rgime et que l'entre- 

50 
Oh. 27, [AS 19. 

51 
Oh. 49, lAS 19. 

52 
Oh. 54 ä 107, lAS 19. 

53 
Oh. 102, lAS 19. 

54 
Oh. 105, lAS 19. 

55 
Oh.92et105,  [AS 19. 

56 
Oh. 109-115, lAS 19. 

57 
Oh. 29-38, lAS 19. 

58 
Oh. 39, lAS 19. 
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prise n'a pas d'obligation, juridique ou implicite, de combier les pertes ventuel-
les sur Je contrat, eile n'a pas J'obligation de servir les prestations aux membres 
du personnel, celles-ci relevant de Ja seule responsabilitä de l'assureur. Le paie-
ment des primes fixes en vertu de ces contrats correspond en substance au 
rglement de Vobligation au titre davantages du personnel et non ä un investis-
sement pour faire face ä cette obligation. En consquence, l'entreprise n'a plu 
ni actif ni passif ä cet ägard et eile comptabiiise ses cotisations comme des 
versements ä un rgime de cotisations dfinies59. 

c. L'oriqine des distinctions entre r6gimes dans la norme lAS 19 

Dans le cadre du droit suisse de la prvoyance professionnelle, II est 
exceptionnei et donc rare que les prestations (avantages du personnel) 
reposent sur un engagement de l'employeur dans Je cadre de rgimes ou 
accords formaliss, de dispositions lgales ou accords sectoriels. En effet et 
comme Je verrons plus bin, la promesse de prestations est en rgle gnraJe 
fonde sur un engagement Jgai ou contractuei de l'institution de prvoyance 
qui en est Ja dbitrice. Par ailieurs, il nest gure admis qu'un tel engagement 
puisse se fonder, chez J'employeur, sur un usage ou un engagement tacite au 
sens du droit suisse. II y a sur ce point une diff&ence majeure avec les 
prsomptions juridiques et comptables qui fondent Ja norme lAS 19, et qui sont 
inspires des rgJes appiicabies aux rgimes de prvoyance d'entreprise aux 
Etats-Unis. 

B. L'EXEMPLE DES USA: LA PROMESSE DE PRESTATIONS PAR L'EMPLOYEUR 

1. Introduction 

Le principe de I'inscription au biian de J'entreprise affiIie tant des charges que 
d'un montant activ issus des engagements de 'institution de prvoyance 
heJvtique soulve des questions juridiques äpineuses, dont Ja racine est le 
principe de Ja sparation financire et juridique entre J'entreprise fondatrice et 
'institution de prvoyance. Ii y a sur ce point une diffrence somme toute fonda-
mentaie avec les principes juridiques applicables dans les pays de "common 
lav/', en vertu desqueis Ja promesse de prestations de prvoyance mane de 
l'empboyeur. Cette diffrence peut tre iJJustre ä l'exemple de la structure juri-
dique de Ja promesse de prestations de prvoyance aux Etats-Unis. 

Ii n'y a pas, aux Etats-Unis, d'obiigation JgaJe pour l'empboyeur de mettre en 
piace un plan de prvoyance auquei sont affilis ses employs, ä J'exception du 
secteur public. La prvoyance professionneile s'est dveIoppe dans le cadre 
des relations contractueiies entre empboyeur et saJaris60, notamment pour fid-
liser les employs en Jeur offrant des prestations dont ils ne pourraient bnfi-
cier que s'ils restaient un certain temps dans J'entreprise. L'affiliation ä un fonds 

59 
Ch42,1AS19. 

60 
NUSSBAUM Werner: Das System der beruflichen Vorsorge in den USA, p. 85. 
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de pensions fait donc partie du systme de r6mun&ation du salari, et constitue 
un 6lment de salaire diff&. L'employeur s'engage contractuellement envers le 
travailleur ä lui payer les prestations au les cotisations promises selon le plan de 
prvoyance propos, comme il s'engage ä Iui payer un salaire mensuel, ses 
primes d'assurance maladie au une participatian au bnfice. 

II y a deux types de plans, les rgimes ä "prestations d6fin1es" au les rgimes 
"contributions dfinies", systme en primautä des catisatians, ainsi qu'une cam-
binaisan de ces deux systmes, appeIe le "flooroffsetp/an" 61  

En systme de primautö des prestations, l'employeur est persannellement tenu 
de payer les prestations pramises ä la survenance de l'vnement assur. En 
effet, il s'engage cantractuellement envers ses sa1ar16s ä payer les prestations 
dues selon le plan de prvoyance. Si, paur une raisan au une autre, les capi-
taux accumuls dans le fonds de pensions ne permettent de payer les presta-
tions dues, l'employeur rpond du paiement de ces prestations ä l'gard de ses 
employs. C'est donc lui qui assume les risques lis au financement du fonds 
de pensions. 

Par cantre, dans un rgime en primaut des cantributians, l'employeur se barne 
verser des contributians ä un fonds de pensions paur chaque salariä qui y 

participe. Les fonds sant ensuite investis dans les marchs financiers paur le 
compte des salaris; le retrait re901t ensuite des prestations de retraite dont le 
montant d6pend des rsultats des p1acement562. 

2. ERISA 

S'il n'y a pas d'abligatian Igale d'affilier les salaris ä un fonds de pensions, la 
Ioi incite les employeurs ä mettre en place des plans de prvoyance, en 
accordant des exemptions fiscales aux montants destins ä la prvoyance 
professionnelle. Paur pouvair bnficier de ces exemptions fiscales, les plans 
de pensions mis en place par l'employeur doivent ätre conformes aux exigences 
de l ... Employee Retirement Income Security Ac' (ci-aprs: ERISA). 

Entr en vigueur en 1974, ERISA s'applique aux plans de pensions mis en 
place par les employeurs privs et a pour but de pramauvair les int&ts des 
employs et des bnficiaires des plans de pensions. En elaborant ERISA, le 
congrs etait motiv par le dsir de protger les bnficiaires contre la mau-
vaise gestian des plans de pensions par les emp1oyeurs63. 

ERISA impose un standard minimum que es employeurs daivent respecter s'ils 
veulent pouvoir bnficier de l'exemption fiscale. Y sont codifies aussi bien des 
rgles de gestion du fonds de pensions que les prestations minimales que dait 
offrir le plan de prvoyance. Paur la premire fois, l'Etat a exigä une accumula-
tion de rserves afin de couvrir le dficit actuariel en dfinissant une p6riode 

61 
lbid, p. 103. 

62 
MITCHELL Olivia S.: Trends in Pension Bene fit Formulas and Refirement pro visions, in: Trends in Pensions 
1999, US Department of Labour, p. 178. 

63 
GREEN Ryan W.: The Evolving Standard for ERISA Preemption of State Law under Recent United States 
Supreme Court Precedent, (www. Lawoffice.com). 
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d'amortissement. Un dficit actuariel existant avant 1974 devait ätre amorti sur 
40 annes. Un dficit au titre de droits rtroactifs accords aprs 1974, lors 
d'une augmentation de prestations du rgime existant ou de linstauration d'un 
rgime nouveau, devait ätre amorti sur 30 annes. Un dficit - ou excdent - dü 

une erreur dans les hypothses actuarielles devait ätre amorti sur 15 ans64. 
Actuellement, le d&ai damortissement est de 5 annes pour un dficit dü ä une 
erreur d'hypothse actuarielle et de 10 annes pour un dficit apparu ä la suite 
d'une modification d'hypothse actuarielle65. 

3. La capitalisation du fonds de pensions 

ERISA contient des rgles spcifiques concernant la capitalisation du fonds de 
pensions. Conformment ä I'article 1103 (a) ERISA, tous les avoirs relatifs ä un 
plan de pensions en rgime de primaut des prestations doivent tre dtenus 
dans un trust66, sous rserve de quelques exceptions. Ceci a pour but et pour 
effet de sparer le fonds de pensions du capital de l'employeur, tout comme 
d'imposer des rgles de gestion spcifiques. 

Le trust est une construction juridique typiquement anglo-saxonne. Le trust est 
rgi par l'quit ("Equity'), qui est une des sources du droit ang!o-saxon, ainsi 
que par le document qui cre le trust ("trust instrument'. II n'y pas heu ici d'ex-
poser en d6tail les finesses de cette structure mais il est important d'en relever 
certaines caract&istiques. 

Par un trust, le "settlor" (dans le cas qui nous occupe l'employeur) transmet une 
somme d'argent ou un autre objet ä un "trustee" qui a pour obligation lgale de 
grer cet argent ou cet objet dans l'intrt exclusif des bnficiaires. Le trust est 
en fait la relation fiduciaire qui impose certaines obligations ä la personne qui 
dtient le titre de proprit, ä savoir le "trustee"67 . Le trust na pas de personna-
Iit juridique. En cons6quence, lorsque des sommes d'argent sont transfres 
dans un trust, c'est en premier heu le "trustee" qui devient dtenteur d'un titre de 
propriätö sur celles-ci. L'argent sort donc du capital du "sett/or'. 

Si le "trustee" d6tient le titre de proprit, le bn6ficiaire a non seulement un 
droit personnel mais aussi un droit rel ä l'encontre du "trustee". Les rgles de 
l'quit permettent en effet de partager la propriätä des fonds entre le "trustee" 
et les bnficiaires. Le "trustee" dtient le titre de propriätä pour I'intrt unique 
des bnficiaires, qui sont appels propritaires quitabIes ("owners in equity'). 
Ils peuvent ainsi sous certaines conditions faire dissoudre le trust et se faire 
transfrer l'argent68. Cette structure est ainsi difficilement adaptable en droit 
civil, otj la fragmentation du titre de proprit n'existe pas. 

64 
apROBERTS Lucy: Les retraites aux Etats-Unis. Sdcuritd sociale et fonds de pension, 2000, p. 194. 

65 
bid., p 195. 

66 
Conformment au texte de I'article 1103(a) ERISA: all assets of an emp/oyee bene fit plan shall be held in 
trust by one or more trustees. 

67 
Au sujet du trust, voir notamment UNDERHILL/HAYTON: Law Relating to Trusts and Trustees, 
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OOSTERHOF & GILLESE: Text, Commentary and Cases on Trusts, 50 
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29. 11 est important de mentionner que rien n'empche le "settlor" de se dsigner au 
nombre des bnficiaires, ä condition qu'il ne soit pas le seul bn6ficiaire du 
trust. En matire de fonds de pensions, l'employeur peut donc, selon la loi rgis-
sant les trusts, se dsigner comme faisant partie des bnficiaires, au mme 
titre que ses employs. Comme nous le verrons par la suite, ceci est particu-
lirement important pour ce qui est de la rpartition des surplus gnrs par les 
fonds de pensions. 

4. Differenciation entre plan de pensions et fonds de pensions 

30. La gestion du plan de pensions et celle du fonds de pensions sont clairement 
spar6es aux USA`. Le plan de pensions, qui met en place les obligations de 
l'employeur, est gn&alement gr par celui-ci, ä l'int6rieur de l'entreprise, par 
exemple par un comitä de directeurs de l'entreprise nomms pour ce faire. Le 
fonds de pensions, comme nous l'avons vu, dolt ätre dtenu par un trustee, le 
plus souvent une "trust compan'. Trs souvent, la "trust compan' a comme 
uniques täches de dtenir l'argent et de vrifier que les ordres qui lui sont 
donnäs sont conformes au texte du plan de pensions. Le trustee qui n'a dans ce 
cas de figure aucune täche de gestion de l'argent est appel6 "bare trustee". 
Pour le reste, l'investissement du fonds est confi par l'employeur ä un gärant 
de fortune. 

5. Les surplus (fonds libres) 

31. Comme nous 'avons vu, les rgles de I'öquitä permettent ä l'employeur de se 
dsigner comme bnficiaire du trust mis en place pour dätenir l'argent du 
fonds de pensions. Ainsi, le document qui cre le trust peut prvoir que 
l'employeur est bnäficiaire du surplus gn& par le fonds de pensions. Selon 
es rgles de l'äquitä applicables au trust, l'employeur peut donc s'approprier les 
surplus gn&s par la gestion du fonds de pensions. 

Mais il a admis que le surplus n'avait aucune räalitä tant que le plan de pen- 
sions n'tait pas dissous puisqu'il ne correspond qu'ä un calcul actuariel. Selon 
la mäthode actuarielle retenue, un mäme plan pouvait ätre däclar en surplus 
ou au contraire insuffisamment capitalisä. En consäquence, la loi ne permet pas 
ä l'employeur de s'approprier les surplus d'un fonds de pensions tant que le 
plan de pensions est en vigueur. II faut donc que toutes les obligations mises en 
place par le plan de pensions soient satisfaites avant que l'employeur puisse 
percevoir l'argent qui reste aprs distribution des prestations. 

32. Pour pouvoir percevoir la somme correspondant au surplus, II faut en cons-
quence que les empIoys ou b6nficiaires acceptent le versement d'une somme 
capitalisäe ou le fait que l'employeur contracte une assurance garantissant le 
paiement de toutes les obligations dcoulant du plan de pensions70. 

69 
NUSSBAUM, op. cit., p. 88. 
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WOYKE John F.: Recapture of Plan Surplus in the United States, in International Pension Lawyer (IPEBLA), 
Mars 1998, N 23, p. 33. 
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La loi ne permet le retour ä l'employeur que de la somme qui constitue la diff-
rence entre le montant dtenu sous trust et le paiement de toutes les obligations 
selon le plan de pensions. II est par contre interdit ä l'employeur de modifier le 
plan de pensions et rduire les prestations promises pour pouvoir ensuite 
s'approprier les surplus rsultant de cette op&at10n71. 

Plusieurs mthodes permettent ä l'employeur de s'approprier les surplus. II peut 
dissoudre le plan, acheter des rentes viagres, puis par la suite äIablir un 
nouveau plan qui en quelque sorte est construit autour de,ces rentes viagres. II 
peut aussi fragmenter son plan de pensions en plusieurs plans et crer ainsi un 
nouveau plan, auquel sont rattachs les avoirs en surplus. Le plus souvent 
seront affilis ä ce nouveau plan les retraits. Puis il peut dissoudre uniquement 
ce nouveau plan et s'approprier les surplus qui y sont rattach6s72. 

Si l'employeur peut lgalement s'approprier les surplus d'un fonds de pensions, 
la loi dcourage ces oprations en imposant des pnalits fiscales. L'employeur 
doit dans tous les cas payer 20% d'impöts sur les montants qu'il re9oit. De plus, 
s'il n'augmente pas les prestations de prvoyance accordes ä ses emp1oy6s 
avant de dissoudre le plan et de s'approprier les surplus ou s'il n'tablit pas de 
nouveau plan de pensions aprs avoir peru les sommes en surplus, la pnalit 
fiscale passe de 20% ä 50%. 

Le lgislateur a donc impose quelques conditions au retour des surplus gn&s 
par les fonds de pensions ä l'employeur, sans vouloir purement l'interdire. Cette 
dmarche avait peut-tre pour but de contrer le mouvement d'un systme bas 
sur les prestations ä un systme bas sur les cotisations, qui trouvait les fa-
veurs de l'employeur parce qu'il s'avre beaucoup plus facile et moins co0teux 

g&er. Dans la mesure oLj ils peuvent s'approprier les surplus gn&s par les 
fonds de pensions, les employeurs ont un int6rt ä proposer un systme bass 
sur les prestations, ainsi que de garantir une bonne capitalisation de leur plan 
de pensions74. 

6. Les consquences 

Une ätude rcente du r6gime des retraites aux Etats-Unis` conclut que la 
pratique et la lgislation des Etats-Unis rendent assez fictive la s6paration entre 
'entreprise et la caisse de retraite en primaut des prestations. Or, lorsqu'il n'y a 

pas sparation, les strat6gies de gestion de ces rgimes doivent logiquement 
rpondre ä des considrations contradictoires, car les critres de financement 
des entreprises ne correspondent pas ä ceux de la pr6voyance professionnelle. 

La consquence de 'absence de sparation juridique et financi&e entre l'entre-
prise et sa caisse de retraite est rsume ainsi par apROBERTS: "Exiger 
qu'une entreprise prvoie un financement adäquat d'un r6gime de retraite dans 
I'ventuaIit de sa propre fa//ute revient ä exiger que ses dirigeants pr6voient la 
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Ibid, p. 33. 

72 
Ibid. 

73 
I bid, p. 34. 

74 
NUSSBAUM, op. cit., p. 99. 

75 
apROBERTS, op. cit., p. 212. 

15 



disparit/on de l'institution qu'ils dirigent. Si l'existence de l'entreprise West pas 
menace, des questions de stratgie financire ä court terme l'emportent. Si 
l'entreprise est en situation difficile, sa propre survie passe avant celle d'un dis-
positifde protection sociale."76  

La structure juridique adopte pour la mise en ceuvre de la prvoyance profes-
sionnelle aux Etats-Unis favorise ainsi le retour ä l'employeur des surplus des 
rgimes de prvoyance en primaut des prestations tout en lui imputant leurs 
ventuels dficits futurs. Par contre, dans les rgimes en primautä des contribu-

tions purs, l'absence de toute garantie finale, mme indirecte77, des prestations 
par l'employeur permet d'chapper ä ces contraintes. La comptabilisation par 
l'entreprise, et non par une institution externe juridiquement distincte, des actifs 
et des passifs des rgimes de retraite offrant une garantie de prestations peut 
donc entrai'ner des conflits d'objectifs importants. Ces conflits sont susceptibles 
de provoquer un recul des efforts collectifs de prvoyance de la part des entre-
prises, ä l'instar de ce qui doit ätre constat actuellement aux Etats-Unis dans le 
secteur priv 78. 

Comme nous le verrons plus bin, la rponse helvtique ä ce dilemme a de 
d6charger l'employeur, aux dpens de l'institution de prvoyance, de toute 
contrainte de garantie des prestations, en limitant ses obligations juridiques et 
financires au paiement des contributions rglementaires prvues par les 
dispositions de institution concerne. Par consquent, il est aisä de mesurer le 
changement structurel majeur que ferait peser l'application directe aux entre-
prises de la norme lAS 19. Une rcente norme comptable suisse propose nan-
moins l'application de cette approche aux entreprises suisses. 

C. FER/RPC 16: SIMILITUDES ET DIFFERENCES AVEC LA NORME lAS 19 

1. lntroduction 

a) Champ d'application des normes FER/RPC 

[es normes FER/RPC sont l'uvre de la Commission pour les recommanda-
tions relatives ä la präsentation des comptes, institution de droit prive,  qui se 
compose de plus de 25 membres provenant dun cercle ätendu. Le conseil de 
fondation de la "Fondation pour les recommandations relatives ä la pr6sentation 
des comptes" est le support Igal de cette Commission79. [es recommandations 
n'ont pas de force lgale obligatoire. De manire gnrale, l'application des 
normes s'effectue sur une base volontaire par les entreprises80. Toutefois, par la 

76 
Ibid, p. 222-223. 

77 
Le rdgime LPP c ontient une garantie du capital acquis, du taux d'intrt technique et du taux de conversion 
de lavoir de vieillesse en rente; ä ce titre, il serait considere aux Etats-Unis comme un rögime en primaut 
des prestations. 

78 

79 
Voir ä ce sujet Genevive FERONE: Le systdme de retraite amdricain. Les fonds de pensions, p. 142-146. 

80 
Chambre fiduciaire suisse: Manuel suisse daudit, 1998, Tome 1, p. 121. 

 
Ch. 2.2, 0bjectifs et politique de la Commission RPC. 
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reconnaissance acquise, elles peuvent acqu&ir le caractre de dispositions de 
"soft IaW' 81 . Elles peuvent gaIement devenir obligatoires en vertu d'autres bis. 

Tel est le cas, par exemple, du RgIement de cotation de la Bourse suisse, qui 
contient des dispositions relatives ä la prsentation des comptes. Rappelons 
qu'en application de l'article 8 al. 1 LBVM, la bourse ädicte un rglement fixant 
es conditions d'admission des valeurs mobilires au ngoce, en prenant en 
compte les standards internationaux82. Dans la mesure oü les recommandations 
FER/RPC sont reprises par 'Annexe II du Rglement de cotation de la Bourse 
suisse83, elles acquirent force de loi pour les socits cotes. A ce titre et 
l'instar des normes lAS, elles donnent naissance ä un devoir lgal d'information 
envers les utilisateurs, dont la violation est susceptible d'tre sanctionne en 
cas d'erreur au d'omission fautive. 

b) L'6tablissement regulier des comptes et le principe de prudence 

La norme FER/RPC n° 3 dfinit les bases et les principes de l'tablissement r-
gulier des comptes. L'tablissement des comptes annuels et des comptes can-
solids dait tenir compte des principes suivants: l'intgraIit, la clart, la pru-
dence, la permanence dans la präsentation, l'information fournie et l'6valuation 
ainsi que le principe de la non-compensation (principe de la prsentation 
brute).84  

Le principe de prudence est camment ainsi: 

Les produits et les prestations de services ne sont pris en compte que 
lorsqu'ils sont mis ä disposition, les praduits d'une autre nature que lors-
qu'ils sont fonds sur un avis de crdit du d6biteur au une crance irrvo-
cable, d'une manbre gn&ale, quand un fait est consid& comme ralis 
(principe de ralisation); 

[es pertes et les charges pour risques pr6visibles, non exactement dter-
mines, sont prises en consid&ation quand leur origine se trouve dans 
l'exercice sous revue au dans un exercice ant&ieur et ceci mäme si elles 
ne sont cannues qu'aprs la date de ciöture, mais avant l'ötablissement du 
bilan (principe d'imparit(ä); 

La valeur des stocks et des travaux en caurs est fixe d'aprös le prix du 
marchö larsqu'il est plus bas que celui döcoulant de l'application des prin-
cipes d'valuation utilisös pour les comptes annuels an consolids (prin-
cipe de la valeur la plus basse).85  

81 
Ibid. 

82 
Art. 8 al. 3 LBVM. 

83 
Art. 8 al. 1 LBVM. 

84 
Ch. 2 FER/RPC 16. 

85 
Ch 14. FER/RPC 16 
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Les seules drogations ventuelles concernent le principe de permanence86. 
[es bases et les m6thodes d'valuation utilises pour es rubriques des comp-
tes annuels et des comptes consolids doivent ötre indiques dans 'annexe87. 

Le principe de prudence retenu par la norme est bien connu en droit comptable 
suisse, notamment en ce qul concerne ses corollaires: les principes de ralisa-
tion et d'imparit. II est intressant de relever que la norme dclare que le prin-
cipe de prudence est ägalement app!icable aux comptes de groupe. De manire 
gnrale, on notera que les principes de comptabilisation des actifs et passifs 
sont dfinis de manire beaucoup plus succincte que dans le cadre de la norme 
lAS 19. 

2. La norme FERIRPC 16 

Sous la dnomination "Recommandation relative ä la pr6sentation des comptes 
FER/RPC 16- Engagements de prvoyance", avec entre en vigueur le 1erjan 
vier 200088,  une approche similaire ä la norme lAS 19 est propose en Suisse. 
La norme FER/RPC 16 prescrit la näcessitä de comptabiliser les incidences 
conomiques des engagements de prvoyance sur les comptes annuels d'une 

entreprise et les comptes de groupe. Exception est faite pour les entreprises et 
les groupes comptant moins de 250 employs, dans la mesure o1j le plan ou 
'institution de prvoyance n'est pas conu en primaut des prestations89. 

[es principes de caicul des actifs et passifs de prvoyance sont similaires 
ceux retenus par la norme lAS 19. Toutefois, et ä la diffrence de cette der-
nire, la norme FER/RPC 16 ne se fonde pas sur Pobligation juridique finale de 
I'employeur de verser les prestations de prvoyance, car son application est re-
commande "indpendamment du statutjuridique des plans et des institutions 
de prvoyance"90. [a Recommandation consid8re en effet que les contributions 
rglementaires de l'employeur ne correspondent en rgle gnrale pas aux 
charges annuelles de I'entreprise dcouIant des engagements de prvoyance 
d6terminer91. 

Autre diff6rence avec la norme lAS 19, I'obligation de comptabiliser les actifs est 
soumise ä des conditions92. [e bilan de l'entreprise enregistre les diff6rences 
entre les cotisations patronales r6glementaires et les charges de I'entreprise 
dcoulant des engagements de prvoyance. [es montants actifs et passifs ne 
peuvent ätre compenss qu'ä l'int&ieur d'un mme plan ou Institution de pr-
voyance (y compris une fondation patronale)93. Un montant activä devra ötre en-
registrö au bilan 'ou mentionn ä l'annexe"94 , seulement s'il peut ötre utilisö 

86 
Oh. 5 et 6, FER/RPC 16, 

87 
Oh. 7, FER/RPC 16. 

88 
ST, 3/99, p. 16-18. 

89 
Oh. 14, FER/RPC 16. 

90 
Oh. 1, FER/RPC 16. 

91 
Oh. 28, FER/RPC 16. 

92 
Oh. 9/30, FER/RPC 16. 

93 
Oh. 9, FER/RPC 16. 

94 
Oh, 9, FER/RPC 16. 
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pour rduire les contributions de l'employeur, augmenter les prestations sans 

financement complmentaire ou ätre restitu l'employeur en tenant compte 

des lgislations locales. La norme laisse ainsi le choix entre une indication 

l'annexe et une inscription au bilan. 

La question de savoir si un tel actif est un produit mis ä disposition par l'institu-

tion de prvoyance ou une crance irrvocable pouvant ätre inscrite au bilan 

doit s'examineria Iumire du principe deprudence endroit comptable suisse. 

L'admission d'une teUe inscription implique la possibilit d'un retour des fonds 

libres de linstitution de prvoyance vers l'entreprise. 

Par contre, "un solde passif doit de toute manire ätre enregistr au bilan"". La 

porte juridique de cette comptabilisation est, ä notre sens, la mme que la re-

connaissance de 'obligation actuelle dans le cadre des normes lAS. H s'agit 

d'une dclaration de volontC,  unilat&ale de l'entreprise envers les utilisateurs in-

diquant quelle reconnart ce solde et quelle a Vintention de le payer. Cette exi-

qence de comgtabilisation soulve la question essentielle de savoir s'il est iuridi-

guement gossible, gar le bials d'une norme comptable, d'imposer ä l'employeur 

la reconnaissance d'une dette de prvoyance gui ne lui incombe gas, gar 

ailleurs. La mise en cuvre de la norme lAS 19 soulve la mme question. 

Une autre question, toute aussi importante, est de savoir gourguoi la norme im-

pose l'inscription du solde passif au bilan, alors gue le solde actif peut ätre in- 

digu 'annexe. La discordance äconomique et iuridigue est, avouons-le, in- 

co m p rh e n s i b le. 

Force est ds lors de constater gue la norme FER/RPC 16 nest gas conforme 

au droit de la prvoyance suisse. 

D. CONCLUSION INTERMEDIAIRE 

La particularitä des institutions de prvoyance helvtiques est prcis6ment de 

dcharger l'entreprise d'une responsabilit caractre d'assurance afin d'6viter 

une charge future de financement. En ce sens, la transparence et la comparabi-

11t6 des tats financiers sont en principe garanties car, sauf disposition juridique 

particulire et contraire du rgime de prvoyance, la charge de lentreprise ne 

peut jamais, en regle gn&ale, excder les cotisations lgales et rglemen-
taires dues. 

Ds lors et sous rserve des dispositions fiscales, 'entreprise soumise au droit 

suisse peut certes dcider d'inscrire ä son bilan une provision au passif corres-

pondant ä des engagements de prvoyance qu'elle a dcid6 d'assumer, en sus 

de ses obligations lgales et contractuelles tant envers Vinstitution de prvoyan-

ce qu'envers ses salaris, voire qui dcouleraient de la mise en ceuvre des 

m6thodes de caicul des engagements fixes par les normes comptab1es96. Si 

l'interdiction n'est pas absolue, il reste ä savoir si une teile inscription au passif 

95 
Oh. 9 FER/RPC 16. 

96 
Ainsi, en vertu de IarUce 673 CO, les statuts de la soci~te anonyme peuvent prvoir la constitution de r-

serves destires ä crer et soutenir des institutions de prvoyance en faveur des travailleurs de lentreprise. 
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est exigible juridiquement, eu gard aux spcificits de la prvoyance profes-
sionnelle heJvtique. 

Ces remarques valent ägalement pour Ja question de savoir si Jentreprise peut 
faire figurer ä lactif de son bilan des fonds dtenus par institution de pr-
voyance Jorsquil y a un excdent de fortune de cette dernire, eu ägard aux 
montants ncessaires ä Ja couverture des engagements de prvoyance rgIe-
mentaires et Igaux. 

46. La rponse nous est fournie par Je drolt comptable et le droit de Ja prvoyance 
professionneJle suisse. 

20 



II. La comptabilitö commerciale de l'employeur et les institutions de 
prvoyance 

1. Introduction 

Selon HELBLING, la comptabilisation des actifs d'une institution de prvoyance 
dans le bilan ordinaire de l'entreprise n'estpossible que dans une mesure Ii-
mite97, c'est--dire uniquement lorsque l'entreprise peut disposer de ces actifs. 
Tel est le cas pour la rserve Igale de cotisations de l'employeur98. Mais un tel 
pouvoir de disposition serait ägalement donnä sur le montant des fonds libres 
de l'institution de prvoyance pouvant ätre affectä ä la rduction future des coti-
sations de l'employeur, ä la condition qu'une dcision de l'institution de pr-
voyance soit prise afin d'assurer cette mise ä disposition. De plus, pour assurer 
au plan juridique la mise ä disposition, II y aurait heu de constituer des rserves 
dans la comptabilit de Vinstitution de prvoyance destines ä la baisse des 
cotisations futures des salaris et de l'emp10yeur99. 

[es rgles applicables ä ha comptabilit de groupe seraient toutefois diffrentes. 
En effet, l'indication des actifs de 'institution de prvoyance dans le bilan de la 
comptabilitä de groupe serait prescrite par les pratiques comptables angho-
saxonnes. Ces actifs devraient donc figurer sous h.a rubrique de la fortune in-
vestie, ä l'instar de !'actif indiqu dans l'valuation äconomique d'une entreprise. 
Aucune dcision de l'institution de pr6voyance, pas plus qu'une rglementation 
des autorits, ne serait donc ncessaire dans ce cas de fig ure100. 

En ralit, les normes comptables lAS et FER/RPC 16 ne font aucune distinc-
tion iuridigue entre ha comptabilit d'une soci6t anonyme individuelle et celle 
d'un groupe de socit6s anonymes. Leur champ d'application dpend, pour 'es-
sentiel, soit de la taille des entreprises en ce gui concerne IAS, soit de leur cota-
tion en bourse s'agissant de FER/RPC, pour l'instant du moins. La distinction 
entre la comptabilitä de groupe et celle de ha socit anonyme en ce gui con-
cerne l'application de ces normes n'est donc pas pertinente au plan iuridigue. 
Elle ne se iustifie pas non plus au regard des dispositions du droit suisse gui 
fixent les rgles comptables pour la socit anonyme et pour les groupes de 
s0ci6t6s. 

2. Dans la sociötö anonyme 

a) Les principes de prudence, d'imparite et de realisation 

49. Quiconque a I'obhigation de faire inscrire sa raison de commerce sur le registre 
du commerce doit possder les livres exigs par la nature et l'tendue de ses 

97 
Carl HELBLING: Bilanzierung von Pensionskassenüberschüssen? Umstrittene neue Praxis in Konzernab-
schlüssen, NZZ, 3 mai 2000, p. 29. 

98 

99 
AccumuIe pralabPement dans un compte sparb de 'institution de prbvoyance, selon l'article 331 al. 3 CO. 
„Gegenbuchungen in der Pensionskasse. als Rückstellungen für kündige Arbeitgeber- bzw. Arbeitnehmer-
beitragsbefreiung. 

100 
Helbling, ibid. 
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affaires; il les tiendra exacternent et de mani6re qu'ils rv&ent ä Ja fais Ja 
situation financire de J'entreprise, Jtat des dettes et crances se rattachant 
l'exploitation, de mme que le rsultat des exercices annueJs101. Taute persanne 
astreinte ä tenir des livres dait dresser un inventaire et un bilan au dbut de San 
entreprise, ainsi qu'un inventaire, un compte d'exploitation et un bilan ä Ja fin de 
chaque exercice annueJ102. Le campte d'exploitation et Je bilan annuel sont dres-
ss conformment aux principes gnraJement admis dans Je cammerce; ils 
daivent ätre complets, cJairs et faciles ä consulter afin que les int&esss puis-
sent se rendre campte aussi exactement que possible de Ja situation cono-
mique de I'entreprise103. 

Ges principes ont etä rappeJs, en grande partie, dans Je nouveau drait de Ja 
soci6t anonyme"'. Selon l'article 662a CO, les comptes annuels sont dresss 
conformment aux principes rgissant I'tablissement rgulier des comptes, de 
manire ä donner un aperu aussi sür que possible du patrimaine et des rsuJ-
tats de Ja socit&°5. L'tabJissernent rguIier des comptes est rgi en particulier 
par les principes de l'int6gralit des comptes, de Ja cIart et du caractre essen-
tiel des informations, de Ja prudence, du principe de Ja continuation de l'exploita-
tion, de Ja continuit6 dans Ja pr6sentation et l'vaIuation, et de J'interdiction de Ja 
compensation entre actifs et passif5106 . 

Le principe de prudence conduit ä canstamment choisir J'vaIuation Ja plus fai-
ble, s'agissant des actifs, au Ja plus leve, s'agissant des pa55if5107 . JI consacre 
Je postulat Je plus impartant de Ja comptabiJit commerciale, ä savair Je principe 
de J'imparit&°8. Ce!ui-ci impose que toutes les charges daivent ätre camptabiii-
s6es par Ja constitution de provisions, ds lars que Jeur r6alisation est probable 
au simpJement envisageable compte tenu de faits pertinents109. Son corollaire, Je 
principe de ralisation, stipule qu'il ne peut ätre tenu compte de rentres qu'au 
moment oü Ja socit a encaissä les montants ports dans sa comptabiJit au 
dtient une crance excutabJe contre un tiers (marchandises Jivres, services 
excuts) °. Comme Je dit Je Tribunal fd6raJ ä ce propas, "Realisiert sind Er-
träge, wenn die entsprechenden Leistungen erbracht oder recht/ich vol/streck-
bar verschuldet sind.""'. BÖCKLI rsume ainsi ces principes: "Es ist die vorran-
gige Regel, dass Gewinne erst ausgewiesen werden dürfen, wenn sie sich reali-
sieren, Aufwände dagegen schon dann, wenn sie sich für die Rechnungs-
periode bloss aktualisieren.""' 

Un revenu est donc raJis uniquement Jorsqu'une crance, juridiquement et 
pratiquement ex6cutoire, nat envers un tiers dbiteur. Le revenu ne se raJise 

101 
Art, 957 CO. 

102 
Art. 958 al. 1 CO. 

103 
Art. 959 CO. 

104 
Basler Kommentar,  OR, Art. 959-N. 11. 

105 
Art. 662a al. 1 CO. 

106 
Art. 662a al. 1 CO. 

107 
MONTAVON Pascal: Droit suisse de la SA, Tome II, p. 253. 

108 
BÖCKLI Peter: Schweizer Aktienrecht, N. 831. 

109 
MONTAVON, op. cit., p. 254. 

110 
MONTAVON, op. cit., p. 254: BÖCKLI, op. cit., N 831. 

111 
ATF 11611539. 

112 
BÖCKLI, op. dt., N 831. 
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pas Iorsque nait une simple expectative113. Par contre, une charge doit ätre en-

registre ds qu'ä la date de ciöture des comptes une perte ou un risque sont 

discernables, cest dire si un commer9ant prudent devrait sörieusement les es-

c0mpter114. Le respect du principe de prudence, et ses corollaires de röalisation 

et d'imparitö, est impöratif. Aucune dörogation nest en effet admise 5. 

b) L'annexe au bilan et la dette de prevoyance 

52. L'obiigation d'ötablir une annexe au bilan de la sociätä anonyme a ötö introduite 

par le nouveau droit de la sociöt anonyme, enträ en vigueur le lerjanvier  1992. 

A ce titre, l'annexe doit contenir les informations relatives aux dettes envers les 

institutions de prövoyance profe55ionne11e116. Comme le dit BÖCKLI ä ce su-

jet117 : "Insoweit, als die Mittel der eigenen Personalvorsorgestiftung in die Arbeit-

geberfirma zurückgeflossen sind, ist der das schweizerische Vorsorgerecht 

weithin bestimmende Grundsatz der getrennten Fundierung von Vorsorgean-

sprüchen im Ergebnis durchbrochen. Es gilt daher die Regel, dass ein solcher 

Mittelrückfluss an den Arbeitgeber ( .. . 
)118 unstatthaft ist, es sei denn, die Forde-

rung werde sichergestellt. Für die Beurteilung der Lage vor allem der Vorsorge-

einrichtung selbst ist daher diese Sonderangabe unentbehrlich. Die Angabe soll 

namentlich auch der Stiftungsaufsicht die Arbeit erleichtern. Es handelt sich 

hier, da diese Verbindlichkeiten natürlich schon im Fremdkapital der Bilanz er-

halten sind, letztlich um eine indirekte Untergliederung zum Gliederungsposten 

"langfristige Verbindlichkeiten" in der Bilanz im Sinne des neuen Artikels 663a 
Abs. 3I119 

Ainsi, le retour de biens de l'institution de prövoyance ä I'entreprise affiiiöe est 

une dette ä long terme de cette dernire (fonds ötrangers), qui doit ötre inscrite 

au passif du bilan avec une information complömentaire dansl'annexe. Rien 

n'interdit, par contre, d'largir dans l'annexe au bilan la quantitö d'informations 

fournies sur la prvoyance professionnelle. 

c) La comptabilite de groupe 

53. Dans le cadre de la socitö anonyme, les comptes de groupe sont soumis aux 

principes rögissant 'ötablissement rögulier des comptes annue1s120. Dansl'an-

nexe aux comptes du groupe, la sociötö mentionne les rgies de consolidation 

et les rgles d'övaluation. Lorsqu'elle s'en öcarte, eile 'indique dans l'annexe et 

113 
lbid, N 832. 

114 
lbid, N. 833 Art. 669 Co. 

115 
Art. 662a al. 3 CO, MÜLLER Georges: Le droit comptable, in. Le nouveau droit de la socidtd anonyme, 

CEDIDAC, p. 94. 
116 

Art. 663b al. 1 ch. 500. 
117 

Ce commentaire date d'avant la rvision tant de l'art. 57 al. 1 OPP2, entr en vigueur le 1 erjUin 1993, selon 

lequel la fortune lie ä la couverture des prestations de libre passage et ä celle des rentes en cours ne peut 

tre placee chez l'employeur sans garantie, que celle de Part. 57 al. 2 OPP2, entre en vigueur le 1 erjanvier 

1993, selon lequel les placements sans garantie chez l'employeur ne sont admis que jusqu'ä concurrence de 

20 pour cent au plus de Pinstitution de prvoyance. 
118 

1 est fait rfrence ici ä l'art. 57 OPP2 ancien. 
119 

BÖCKLI, op. cit., N. 949. 
120 

Art. 663g al. 1 CO. 
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fournit d'une autre manire les indications permettant de se rendre compte de 
l'tat du patrimoine et des rsultats du groupe"'. 

Si le lgislateur a renonc tablir des normes plus dtailles, il faut comprend- 
re par lä que les comptes de groupe sont soumis aux principes d'tablissement 
rgulier des comptes prvus par la loi pour la socit anonyme`, que nous 
venons d'examiner. Selon von BÜREN, cela vaut en particulier pour le principe 
de prudence. Seules les exceptions aux principes de la continuation de l'exploi-
tation, de la continuitä dans la präsentation et l'valuation, et de l'interdiction de 
la compensation entre actifs et passifs sont admises, mais uniquement dans 
des cas justifis qui sont ä präsenter dans l'annex&23. 

Par allleurs, chaque groupe doit respecter l'unitä des principes de comptabilit; 
toutes les entreprises que celle-ci couvre doivent obir aux mmes rgles en ce 
qui concerne la date de ciöture, le plan des comptes et 1'öva1uation124. 

II n'y a donc pas de difförence essentielle dans la mise en oeuvre du principe de 
prudence entre les comptes de la soci6tä anonyme et ceux d'un groupe, möme 
si certaines nuances sont possibles en ce qui concerne le principe de 'im-
parit&25. 

d) Principe de prudence et comptabilisation des engagements de 
prevoyance 

La comptabilisation erronöe des engagements de prövoyance enfreint le prin-
cipe de prudence. Rappelons, notamment, que sil ressort du dernier bilan 
annuel de la socit6 anonyme que la moitiö du capital-actions et des rserves 
lögales nest plus couverte, le conseil dadministration doit convoquer imm6dia-
tement une assemble gönörale et lui proposer des mesures d'assainisse-
ment126. En cas de surendettement, le conseil dadministration  est tenu d'aviser 
le ju9e127. Si le conseil omet d'agir en cas de surendettement manifeste, Porgane 
de rövision doit aviser le juge128 . 

Möme si l'on se situe exclusivement dans une perspective de continuation, 
l'instar des normes lAS et FER/RPC, une comptabilisation erronöe ne contribue 
pas ä une Image fidöle des engagements de prövoyance effectifs de l'entre-
prise. 

A cet ägard, une analyse succincte des rögles 16ga1es applicables ä la prö-
voyance professionnelle permet de dömontrer que le principe de prudence 

121 
Art. 663g al. 2 CO. 

122 
Art 662a CO, Roland von BÜREN: DerKonzern Rechtliche Aspekte eines wirtschaftlichen Phänomens, 
Commentaire bernois, p. 95; dans le mäme sens, BÖCKLI, op. cit., N. 1225, p 333; HONSELL/PETER 
VOGT/WATTER, Commentaire zurichois, p. 552. 

123 
Von BUREN, op. cit., p. 95. 

124 
HONSELL/PETER VOGT/WATTER, op. cit., p. 553; von BÜREN, op. cit., p. 95. 

125 
Voir ä ce sujet, BÖCKLI, op. cit, N. 1229ss; FORSTMOSERIMEIER-HAYOZ/NOBEL: Schweizerisches 
Aktienrecht, 1995, p. 712ss. 

128 
Art. 725 al. 1 CO. 

127 
Art. 725 al. 2 CO. 

128 
Art. 729b al. 2 CO. 
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interdit, sauf quelques rares exceptions que nous examinons plus bin, l'inscrip-
tion au bilan de la socit anonyme ou du groupe des actifs de l'institution de 
prvoyance. La prvoyance professionnelle suisse est conue sur le mode de 
t'assurance juridiquement autonome, seule garante et dbitrice des prestations 
finances. Dans la plupart des cas, lentreprise ou le groupe n'ont pas d'enga-
gement autre que celui de verser des contributions et, contrepartie de cette 
limitation de responsabi!it, n'exercent donc pas de contröle sur ces actifs. Dös 
bors, outre le fait qu'il ne s'agit pas d'une obligation actuelle de l'entreprise ou du 
groupe, l'inscription obligatoire des passifs de prvoyance au bilan na pas de 
sens. Ce constat a pour consöquence bogique qu'il faut assimiler la prvoyance 
professionnelle, dans le cadre de l'interprtation et de la mise en ceuvre de la 
norme [AS 19, ä la catögorie des rögimes d'assurance. Cela entraine une obli-
gation de comptabilisation pour I'entreprise qui est limite ä sa charge contri-
butive annuelle. En faisant fi de cette röalitö öconomique et juridique, la norme 
FER/RPC 16 fait dös bors manifestement fausse route. 
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III. L'independance de [Institution de prvoyance 

A. L'AFFECTATION DURABLE ET EXCLUSIVE DE LA FORTUNE DE PREVOYANCE 

1. Devoir d'autonomie et numerus clausus des institutions de prevoyance 

En vertu de l'article 331 al. 1 CO, disposition absolument imp&ative129, si l'em-
ployeur effectue des contributions dans un but de prvoyance ou si les travail-
leurs versent des contributions ä cette fin, l'employeur dolt transf&er ces presta-
tions ä une fondation, ä une soci(ätä cooprative ou ä une institution de pr&-
voyance de droit public. En application de larticle 48 al. 2 LPP, les institutions 
de pr6voyance enregistres doivent revtir la forme d'une fondation ou d'une 
socit cooprative, ou ätre une institution de droit public. 

Ce numerus clausus a pour corollaire Je devoir de l'employeur de constituer ou 
de saffilier ä un sujet de droit indpendant130, destinä ä recevoir les contribu-
tions et ä verser les prestations de prvoyance. Ce devoir est rappel par 'obli-
gation lgale de l'employeur d'ötre affili, dans Je cadre du rgime LPP, ä une 
Institution de prvoyance enregistre131  choisie d'entente avec son pers0nne1132. 
La sanction est l'affiliation d'office ä l'institution suppItiv&33. 

Le but de ces dispositions est de garantir l'affectation durable de Ja fortune au 
but de prvoyance134. II convient, en particulier, d'viter que l'employeur ait re-
cours ä ces moyens pour couvrir, par exemple, ses dettes ou que des actifs de 
'institution de pr6voyance ne disparaissent dans la faillite de l'employeur"'. Par 
consquent, le devoir de disjoindre la fortune de prvoyance de celle de 
l'employeur ne peut ätre contourn6 par la constitution de provisions comptables 
au bilan de l'emp10yeur136. 

L'affectation exclusive de Ja fortune, et donc des fonds libres de I'institution, au 
but de prvoyance ressort egalernent de la rglementation lgale applicable ä Ja 
rserve de contributions de l'employeur. Avant l'entre en vigueur de la LPP et 
sous l'gide de l'ancien droit, l'employeur pouvait recourir aux fonds libres, ns 
d'exc6dents techniques, de participations aux exc6dents du r6assureur de 
institution ou de gains de mutation137  pour financer ses propres contributions138 . 

129 
Art. 361 CO. 

130 
Une premire exception concerne les institutions de prvoyance de droit public, qui peuvent ne pas disposer 
de la personnaIit juridique; une deuxihme exception dcoule de l'article 331 al. 2 CO, lorsque les presta- 
tions sont verses par une compagnie d'assurances sur la vie concessionne ou une caisse-maladie et que 
le travailleur dispose d'une crance directe contre 'assureur au moment oü le risque se rahse. Cette 

1 
deuxime exception nest pas applicable b la mise en uvre de la LPP. 

31 
A. 11 al. 1 LPP. 

132 
Ad. 11 al. 2 LPP. 

133 
Ab. 11 al. 5 LPP. 

134 
BRÜHWILER Jürg: Kommentar zum Einzelarbeitsvertrag, 2e äd., p. 246; RIEMER Hans Michael: Das Recht 
der beruflichen Vorsorge, p. 48. 

135 
BRÜHWILER, op, cit., p. 246; RIEMER, op. cit., p.  49; LÜTHY Thomas: Das Rechtsverh8ltnis zwischen 
Arbeitgeber und Personalvorsorgestiftung, p. 3. 

136 
lbid; RIEMER, op. dt., p. 49. 

137 
ATF 101 Ib 242-244; 103 Ib 175. 

138 
BRUHWILER, Kommentar, op. dt., p.  247. 
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L'article 331 al. 3 CO, disposition semi-imp6rative ä laquelle il ne peut ätre c[C-
rogä au dtriment du travailleur139, stipule depuis le 1er  janvier 1985 que l'em-
ployeur financera sa contribution par ses moyens propres au ä I'aide de 
rserves de cotisations de l'institution de prvoyance; ces rserves dolvent avoir 

accumules pralablement dans ce but par I'employeur et tre comptabili-
ses sparment. 

Le principe de l'affectation irrvocable est ägalement applicable ä la fortune 
destin6e ä la couverture des expectatives de prvayance, dcouIant soit de 
l'existence de fondations de bienfaisance au patr0na1es140, soit de l'existence de 
fonds libres d'une institution de prvoyance offrant des prestations rglemen-
taire5141. Le conseil de fondation dispose dans ce cas d'un trs large pauvoir 
d'apprciation lui permettant de dcider l'octroi de prestations, mais uniquement 
dans les limites des buts de prvoyance de I'acte de fondat1on142. D'ailleurs, en 
cas de liquidation partielle ou totale de l'institution de prvoyance, un droit indivi-
duel au collectif ä des fonds libres s'ajoute au droit ä la prestation de s0rtie143. 

2. Les conditions de I'exoneration fiscale 

Ces rgles sont confirmes par les exigences lgales relatives ä l'exonration 
de la prvoyance professionnelle. Les institutions de prvoyance profession-
nell e dentreprises qui ont leur domicile, leur sige au un iätablissement en 
Suisse et dentreprises qui ont avec elles des liens Ctroits, sont exon&es de 
l'impöt fdral direct, ä condition que les ressources de ces institutions soient 
affectes durablement et exclusivement ä la prvoyance en faveur du per-
s0nne1144. Ces exigences sont rappeles par la LP  p115  pour toutes les institutions 
de prvoyance; celles-ci sont exon&es des impöts directs de la Confdration, 
des cantons et des communes, ainsi que des impöts sur les successions et sur 
es donations perus par les cantons et les communes, dans la mesure oü leurs 
revenus et leurs ölöments de fortune sont exclusivement affect6s ä des fins de 
prövoyance professionnelle. 

Par ailleurs, le bönöfice net imposable de l'entreprise comprend tous les prö-
lövements opörös sur le rösultat commercial, qui ne servent pas ä couvrir les 
döpenses justifi6es par l'usage commercia1146; parmi celles-ci figurent les verse-
ments ä des institutions de prövoyance du personnel de l'entreprise, ä condition 
que taute utilisation contraire ä leur but soit exc1ue147. 

139 
Art. 362 CO. 

140 
ATF 11011436. 

141 
SCHWEIZER Kurt: Rechtliche Grundlagen derAnwartschaft auf eine Stiftungsleistung in der beruflichen 

Vorsorge, 1985, p. 66; SCHNEIDER Jacques-Andr: Les rbgimes compibmentaires de retraite en Europe: 

libre circulation etparticipation, 1994, p. 227. 
142 

SCHWEIZER, op. dt., p. 106-107; SCHNEIDER, op. cit., p. 227. 
143 

Art. 23 al. 1 LPP. 
144 

Art. 56 litt. f LIFD. 
145 

Art. 80 LPP. 
146 

Art. 58 al. 1 LIFD. 
147 

Art. 59 lettre b LIFD. 
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En dautres termes, la rgle de l'affectation durable et exclusive de la fortune au 
but de prvoyance doit ätre interprte de manire trs restrictive148. II s'ensuit, 
notamment, que le patrimoine de I'institution ne doit en aucun cas revenir aux 
entrqprises dont le personnel est assur&49, ni servir au versement de presta-
tions qui, par leur nature, reIvent du contrat de travail et donc de l'employeur. 

3. La contrepartie 

La contrepartie juridique et financire du principe de l'affectation irrvocable est 
la dcharge de l'employeur de toute obligation de garantie pour les prestations 
de prvoyance. 

B. L'OBLIGATION DE GARANTIR LES PRESTATIONS 

1. Les obligations de l'employeur 

Le fait que 'institution de prvoyance soit financirement et juridiquement auto-
nome se reflte dans la d6finition de son rapport avec l'employeur. Ce!ui-ci peut 
dcouler de l'acte de fondation ou des statuts150, en cas d'institution cre par 
l'entreprise, soit d'une convention d'affi1iation151, contrat innomm6 sui generis et 
durab1e152, en cas d'affiliation ä une institution de prvoyance coilective ou 
commune. Les contributions dues par l'emp1oyeur153  sont I'616ment primordial du 
rapport d'affiliation, car il s'agit en rgIe gnrale du seul &äment äconomique 
de ce rapport'. Cela explique pourquoi la loi s'est borne ä fixer 'obligation l-
gale de la parit des contributions155, sans mettre d'autres obligations de nature 
financire ä la charge de l'employeur. 

L'insistance sur le devoir de contribution est l'expression d'un fait juridique 
prcis, ä savoir la distinction ncessaire entre le rapport d'affiliation et le rapport 
de prvoyance, qui est le rapport juridique centra1156. Si celui-ci est la cons-
quence de l'affiliation de l'employeur, II s'tabIit nanmoins directement entre 
I'institution et les destinataires des prestations de prvoyance157. Distinct du 

148 
MAUTE Wolfgang/STEINER Martin/RUFENER Adrian: Steuern und Versicherungen, 2. Auflage, p. 113. 

149 
RIVIER Jean-Marc: Le traitement fiscal du deuxibme pilier. Remarques cn'tiques, in: Prävoyance profession-
neue et fiscalitä, CEDIDAC, 1986, p. 44; STEINMANN G.: Traitement fisca/ de la prdvoyance professionnelle 
dans le cadre de l'impöt fdddral direct, RDAF, 1990, p. 96; MAUTE et al, op. dt., p. 113. 

150 
Nous ne traitons pas ici d I'affiliation ä une institution de prvoyance de droit public qui dcouIe de la loi. 

151 
RIEMER, Das Recht, op. dt., p. 98. 

152 
ATF 120 V 304-305. 

153 
lbid., p. 98-99; BRÜHWILER, op. cit., p. 127-128; LÜTHY, op. cit., p31, 113-114; voir aussi ä ce sujet, Hans- 
Michael RIEMER: Für welche Zeitdauer ist das „Einverständis" des Arbeitgebers i S. von Art. 66 Abs 1 Satz 
3 BVG (höherer Arbeitgeber Anteil an den Beiträgen) verbindlich bzw. inwiefern kann es seitens des Arbeit- 

154 
gebers einseitig widerrufen oder abgeändert werden?, SZS, 1993, p. 154ss. 
Si Ion fait abstraction des frais d'administration de 'institution de prövoyance assums par l'employeur. 

155 
Art. 331 al. CO ; art. 66 al. 1 CO. 

156 
BRÜHWILER, op. cit., p. 124, 

157 
RIEMER, Das Recht, op. cit., p. 99-100; BRÜHWILER, op. cit., p. 124-127. 
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contrat du travail, son contenu essentiel est lobligation de institution  de pr-
voyance de verser les prestations prvues par son rglement158. 

Dailleurs, la sparation juridique stricte entre Je contrat de travail et Je rapport 
de prvoyance a ätä marque, en droit suisse, par labandon de la thorie selon 
laquelle les prestations de prvoyance avaient une nature salariale, plus pr-
cis6ment celle d'un salaire diff&&59. Selon la jurisprudence actuelle du Tribunal 
fdral, "la notion de salaire se distingue nettement de celle de rente et peut 

tre dfinie comme toute prestation accord6e par l'employeur en contrepartie du 
travail fourni par le travailleur ( ... ). La rente, en revanche, West point Ja compen-
sation directe d'un travail, mais le revenu priodique alimentö tant par les cotisa-
tions verses par Je travailleur dös son affiliation ä la Caisse de retraite que par 
celles parallJes de l'employeur. Ainsi, l'importance de la rente est en gnraJ en 
troite relation avec le montant des cotisations verses et la dure de ceiles- 

ci.'116° 

Comme le souligne BRÜHWILER, les contributions de l'employeur nont pas de 
caractre salarial: Ja fortune de Ja prvoyance professionnelle est äpargnäe en 
commun par es parties au contrat de travail, raison pour laquelle la gestion 
paritaire des institutions de prvoyance161  est l'expression de l'id6e de commu-
naut, dans laquelle travailleurs et employeur poursuivent Je mme but, ä savoir 
Ja prvoyance en faveur du travailleur et de ses proches162. 

Ainsi, en s'affiliant ä une institution de prvoyance, l'employeur ne souscrit en 
rgle gn&aJe ä aucune autre obligation financire que celle de verser les con-
tributions patronales et salariales. Le fait qu'il n'assume aucune autre obligation, 
y compris tacite ou implicite, d6cou1e du texte mme du r6glement de prvoyan-
ce. Le rapport de prvoyance s'tabJit en effet directement entre linstitution et 
es destinataires et il est mat6rialis par le rglement. Lorsque l'employeur re-
met ce rgJement au travailleur, ä J'occasion de Ja conclusion du contrat de 
travail ou ultrieurement, il nagit qu'en quaJit de repräsentant de Vinstitution et 
non en son nom pr0pre163. 

La seule exception ä cette limitation de la responsabilit financire se rencontre 
parfois dans Ja prvoyance facultative et surobligatoire sous la forme d'une 
garantie de l'employeur de payer les eventuelles contributions supplmentaires 
rendues n6cessaires par Ja situation actuarielle du rgime de prvoyance. Ce 
cas de fig ure est toutefois rare"'. 

156 
BRÜHWILER, op. dt., p. 126. 

159 
Admise dans le passe par le Tribunal fdral (ATF 51 11 472-473, 73 II 226). 

160 
AlF 109 Ib87, 116V 207, 

161 
Art, 51 LPP. 

162 
BRÜHWILER, op. cit., p. 550. 

163 
lbid., p. 125. 

164 
On rencontre partois dans la pratique une disposition rglementaire stipulant une obligation de l'employeur 
d'apporter un financement complementaire ä linstitution de prvoyance en cas de besoin. Dans ce cas, l'em-
ployeur est tenu ä des contributions supplmentaires si les contributions courantes et les rendements de la 
fortune ne suffisent pas ä garantir le service des prestations. Le financement compImentaire se fait sur une 
base de contributions rgulires, et non par le versement d'un capital. 
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2. Les obligations de garantie et I'organisation de l'institution de prevoyance 

a) La garantie des prestations 

Les rgles de financement et d'organisation de linstitution de prvoyance r6g1e-
menta1re165  confirment labsence dengagement de l'empioyeur, mme implicite 
au factuel, de garantir et de verser les prestations de prvoyance. En effet, in-
stitution de prvoyance est tenue de se suffire ä eile-mme et de s'organiser de 
manire adäquate pour garantir le paiement des prestations qu'elle a promises. 
Ii West certes pas interdit ä l'employeur de prendre dautres engagements 
spcifiques envers linstitution de prvoyance et ses bnficiaires, par exemple 
de combler le dficit technique actuariel dans les rgimes ä primaut des pres-
tations. Mais la rgle veut que l'institution de prvoyance enregistre sait en 
mesure de garantir seule et en taut temps ses engagements166. 

Comme le soulignait le Conseil fd&al dans san Message ä l'appui de la LPP, 
"Les engagements pris doivent ätre garantis, pleinement en tout temps. En 
d'autres termes, les institutions ne peuvent pas surseoir, mme pro visoirement, 

cette exigence de scurit. II sagit de prendre en consid6ration I'ensemble 
des engagements dcouIant de I'assurance, et non seulement les prestations 
devenues exigibles au pr6visibles. Taute Institution assurant eIIe-mme les ris-
ques doit donc constituer des rserves adquates. Si les risques ont t' trans-
f6r6s ä une institution d'assurance, c'est celle-ci qui constituera les r6se,ves 
ncessaires"167. Soumise au contröle d'un organe de r6visi0n168, eile doit charger 
un expert, agrö en matire de prövoyance professionnelle, de vörifier si eile 
offre en taut temps la garantie quelle peut remplir ses engagements"'. 

Ce principe de garantie, prapre ä l'assurance, a ötö confirmö par la loi födörale 
sur le libre passage dans la prvoyance professionnelle vieillesse, survivants et 
invaiidit6, du 17 d6cembre 1993. En effet, l'institution de prvoyance doit garan-
tir ä l'assurö une prestatian de sortie, calculöe en fonction des draits acquis aux 
prestations de vieillesse. Dans les rögimes en primautö des prestations, le man-
tant de la prestatian de sortie öquivaut ä la valeur actuelle des prestations ac-
qui5es170. Dans les rögimes en primautö des cotisations göröes selon les prin-
cipes d'assurance, la röserve mathömatique calculöe selon les rögles actua-
rielles reconnues paur la möthode de capitalisation d'aprs le bilan en caisse 
fermöe, fournit le montant de la prestation de sortie'. 

165 
Dans le cadre d'une fondation patronale, le buts peuvent ätre de financer Pinstitution de prvoyance rgie-
mentaire et les cotisations de iempioyeur, et de verser des prestations de bienfaisance ä caractre discr-
tionnaire. Nayant pas ä garantir des prestations rgIementaires et ne recevant pas de contributions des 
travailleurs, une teile institution de prvoyance na pas non plus ä rpondre aux critres dorganisation 
habituels. 

166 
Art. 48, al. 2 et 65, al. 1 LPP. 

167 
Message du Conseil fdral ä fappui dun projet de loi sur la prvoyance professionnelle vieillesse, sur-
vivants et invalidit, du 19 dcembre 1975, Chancellerie fdrale, p. 116. 

168 
Art. 49 al, 2 et 53, al. 1 LPP, art. 89bis al. 6 CC. 

169 
Art. 49 al 2 et 53 LPP, art. 89bis al. 6 CC. 

170 
Art. 16 LFLP. 

171 
Art. 15 al. 1 et 3 LFLP. 



Dans les r6gimes en primautä des cotisations ätablis selon le principe d'un 
fonds d'pargne, le montant de la prestation de sortie est la somme, augmente 
des int&ts, de toutes les cotisations de l'employeur et de l'assur crdites en 
vue de i'octroi des prestations de vieiHesse, ainsi que des autres versement&72. 
Les int&ts minimaux sont fixs par le Conseil fd&al ä un taux qui peut varier 
entre 3.5% .et 450/o 

173 En d'autres termes, mme dans un rgime en primaut 
des cotisations fonctionnant selon le systme de i'pargne, Vinstitution de 
prvoyance doit fournir une garantie du capital constitu et le versement d'un 
int&t ä un taux lgal fixe. Une teile garantie quivaut ä une assurance de 
l'pargne-vieiilesse174. 

Par aiileurs, les institutions de prvoyance, y compris les fondations dites patro-
nales, administrent leur fortune de manire ä garantir la scurit des place-
ments175. La säcuritä doit ätre ävaluäe spciaIement en tenant compte de la 
totalitä des actifs et des passifs, de la situation financire effective, ainsi que de 
la structure et de i'volution future ä attendre de i'effectif des assurs176. La ca-
pacitä de risque de 'institution de prvoyance dpend, ä cet gard et dans une 
mesure essentielle, des rserves destin6es ä compenser les fluctuations de for-
tune escompt6es dans le cadre de la politique de placement mise en p1ace177. 
En dautres termes, la scurit de Pinstitution de prvoyance sur le long terme 
d6pend de i'existence d'une marge de soIvabilit, en sus des fonds ncessaires 

la couverture des prestations rgIementaires acquises. 

Les comptes annuels doivent, ds lors, rpondre aux exigences des articles 957 
964 00178,  et notamment aux principes de prudence et de ralisation dcou-

lant des exigences de ciart et de sincrit du bi1an179. Par ai!Ieurs, ils doivent 
tre dresss de manire ä faire ressortir la situation financire relle180. 

On sait que, dans le cadre des normes lAS 19 et FER/RPC 16, la constitution 
de r6serves de fluctuations de cours, c'est--dire d'une marge de soIvabiiit, est 
exclue car le dficit ventuei est ä la charge de I'employeur qui peut, le cas 
chant, recourir ä son amortissement sur plusieurs ann6es. 

b) La garantie et ses moyens accessoires 

Le principe de s(äcuritä propre ä la garantie est renforc par les mcanismes 
suivants: 

172 
Art. 15 al. 1 et 3 LFLP. 

173 
Art 26 al. 2 LFLP et Art. 8 OLP. 

174 
Rappelons egalement que 1 institution de prevoyance doit garantir une prestation de sortie minimale (art. 17 
LFLP) et la prestation de sortie du rgime obligatoire LPP (art 18 LFLP). 

175 
Art 89b1s al. 6 CC, 49 al. 2 et 71 LPP. 

176 
Art. 50 al. 2 OPP2, entrö en vigueur le 1 er 

 avril 2000. 
177 

En application de 1 art. 49a OPP2. 
178 

Art. 47 al. 4 OPP2. 
179 

Art. 959 CO; ATF 115 1  59. 
180 

Art. 47 al. 2 OPP2. 
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la mise en oeuvre d'une garantie lgale contre le risque de l'insolvabilit par 
le Fonds de garantie jusqu'ä un plafond lev de prestations assures181; 

la gestion parita1re182  ou proportionnelle aux contr1but1ons183  des institutions 
de prvoyance par l'employeur et les salaris bnficiaires dont on sait 
quelle exerce une fonction de prvention des risques qui protge tant 'insti-
tution de prvoyance que la ralisation de ses buts, tout en contribuant au 
maintien d'une surveillance iätatique subsidiair&84; 

la surveillance tatique185; 

la responsabilit civile des personnes charges de l'administration, de la 
gestion ou du contröle de linstitution de prövoyance pour le dommage causö 
intentionnellement ou par nögligence, mme 1ögöre186; 

le droit de recours du Fonds de garantie contre les personnes responsables 
de I'insolvabilitö de 'institution de prvoyance187; 

la mise en oeuvre des actions en responsabilitö pröcites devant les juri-
dictions spöcialisöes en matiöre de pr6voyance professionnelle, statuant 
d'office selon une proc(Mure simple et rapide188; 

la responsabilit6 p6na1e en cas de gestion dö1oya1e189  ou d'escroquerie19°  
commise au d6triment d'une Institution de prövoyance. 

Le principe de la garantie est ögalement mis en ceuvre par le lgisIateur dans le 
cadre de la döfinition de la couverture des risques et des mesures d'assainisse-
ment. 

c) La garantie, Ja couverture des risques et les mesures d'assainissement 

En effet, les institutions de prvoyance doivent döcider si elles assument elles-
mmes la couverture des risques ou si elles chargent une institution d'assu-
rance soumise ä la surveillance des assurances ou, aux conditions fixöes par le 
Conseil födöral, une Institution d'assurance de droit public de les couvrir, en tout 
ou en partie191. [es institutions de prövoyance ne peuvent assumer elles-mömes 

181 
Art. 56 ä 59 [ER, art. 89bis al. 6 CC. 

182 
Art. 51 LPP. 

183 
Art. 89bis al. 4 CC. 

184 
SCHNEIDER: Les rgimes compl6mentaires de refraite, op. cit., p. 393. 

185 
Art. 61 et 62 LPP, art. 89bis al. 6 CC. 

185 
Art. 52 LEE, art. 89bis al. 6 CC. 

187 
Art. 56a LEE, art. 89bis al. 6 CC. 

188 
Art. 73 LEE, art. 89bis al. 6 CC. 

189 
Art. 158 CPS. 

190 
Art, 146 CPS. 

191 
Art. 67 al. 1 LPP, applicable en vertu de I'article 49 al. 2 LEE aux institutions de prvoyance enregistres, 

donc ä la prevoyance professionnelle facultative dans le cadre d'une institution enveloppante. 

32 



la couverture des risques que si elies remplissent les conditions fixes par le 
Conseil f6d&a1192. 

Par risques, an entend les risques de la vieillesse, de dcs et d'invalidit 193. 
['institution de prvoyance qui veut assumer elle-mme la couverture des ris-
ques doit prendre les mesures de scurit supplmentaires lorsque l'expert en 
matire de prvoyance professionnelie l'estime ncessaire au si eile compte 
mains de cent assurs194. L'organe comptent, conformment aux dispositions 
rgIementaires, dcide du genre et de l'ampleur des mesures de scurit sup-
plmentaires, aprs avair demandä un rapport crit de l'expert195. La garantie 
d'un employeur de droit priv n'a pas de valeur de säcuritä supp16mentaire196. Si 
la mesure de scurit supplmentaire consiste en une rserve compimentaire, 
ceile-ci doit tre comptabiiise sparment197. 

Enfin, et en application de l'article 65 LPP, l'institution de prvoyance doit rsor-
ber eile-mme les dcauverts, car le fonds de garantie n'intervient gu'en cas 
d'insoivabiIit dfinitive198. Eile est tenue de signaier les dcouveds ä l'autorit 
de surveiliance, ainsi que les mesures prises paur les &iminer199. On notera que 
la loi n'impose aucune obligation directe ä i'empioyeur de combier un dcouvert. 
Taut au plus, dans le cadre de la prvoyance professionnelle minimale, paurra-
t-on imposer une hausse des contributions paritaires de l'employeur et des saia-
ris200, sans que cela ne se traduise toutefois par Vobligation pour ceux-ci de 
verser un capitai correspondant ä la couverture du dficit. 

Dans la prvoyance facuitative et surobligatoire, la doctrine admet la possibilit 
de la modification unilatraie du rglement de prvoyance par l'organe comp-
tent Iorsqu'une disposition rglementaire idoine en prvoit la possibilit 201. 

Certes, dans une opinion rcente, GEISER n'admet la modification uniiat&ale 
que sur des paints accessoires de la convention de prvoyance de droit privä et 
relative ä la prvoyance facultative et sur-0b1igat0ire202. Toutes les autres modi-
fications ncessiteraient l'accord individuel pralable de chaque bn6ficiaire. Ce 
point de vue mconnai't la complexit6 de la gestion d'une institution de 
prvoyance sur des p&iodes trs longues et des abiigations correspondantes 
d'assurer non seuiement une gestion exempte de risques, mais egalernent 
d'adapter le plan de prestations ä i'voiution de la socit. Les modifications du 
plan de prvoyance sont ds lars in&uctabies, sauf ä engager parfols la res-
ponsabiiit civile des personnes charges de 'administration et de la gestion de 
'institution203. De plus, en introduisant une rigidit juridique quasi-totale dans la 

192 
Art. 67 al. 2 LPP. 

193 
Art. 42 OPP2. 

194 
Art. 43 al 1 OPP2. 

195 
Art. 43 al. 2 OPP2. 

196 
Art. 43 al. 3 OPP2. 

197 
Art. 43 al. 4 OPP2. 

198 
Art. 44 al. 1 OPP2. 

199 
Art. 44 al. 2 OPP2. 

200 
Art. 66 LPP. 

201 
ATF 117V 2 26 SCHNEIDER, Les rgimes complmentaires de retraite, op. cit., p. 302-304, et les rf-

rences cites. 
202 

Thomas GEISER: Die Auslegung von Stiftungsreglementen, SZS, 2000, p. 103. 
203 

Art. 52 LPP. 
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convention de prvoyance, an aublie quen dfinitive l'emplayeur ne peut ätre 
cantraint juridiquement de maintenir de manire quasi-ind6finie san affiliation 
une institutian de prvoyance particuIire204. C'est ainsi que le mieux devient 
I'ennemi du bien, tant il est vrai que le dvelappement de la prvoyance sur-
abligataire est fondä sur une voJant correspandante de l'empioyeur. 

En d'autres termes, naus sammes d'avis qu'ii faut, plutöt qu'au juge, laisser au 
partenariat sacial et -ses ngaciations-au -sein de Vorgane paritaire le sain de 
dfinir l'6volutian du röglement de prövayance, taut comme d'aiiieurs l'öquilibre 
financier et 'övalutian des rögimes publics de säcuritä saciale sant i'affaire du 
lögisiateur, parlementaire au papulaire. Cela ne signifie pas, tautefais, 
qu'aucune limite juridique nest oppasable ä un changement de rögiement. En 
effet, les draits acquis dans le passö daivent ötre pratögs. Par alileurs, la ma-
dificatian du drait futur aux prestations est saumis aux limites tiröes des princi-
pes gönöraux de I'gaIitö de traitement et de la pratectian de la persannalitö205. 
L'assainissement peut danc intervenir par une baisse des prestations, dans 
certaines limites, et/au par une attributian des rendements excödentaires de la 
fortune. Ici ögalement, aucune trace dune obligation actuelle de l'emplayeur de 
cambier le döcauvert öventuel. 

Farce est danc de canstater que la prvayance prafessiannelle suisse est arga-
nis6e et financöe selan le principe d'une assurance luridiguement indpendante 
de I'emplayeur. Cette d6finition n'a pas 6t(ä reprise, tautefais, par la Fandatian 
FER. 

3. Un regime d'assurance selon lAS 19 

a) Regimes a cotisations ou ä prestations definies 

Nöanmoins, dans une röcente communicatian du 8 juin 2000, la Fandatian pour 
[es recommandatians relatives ä la prösentatian des camptes a finalement re-
cannu que 'emplayeur est d6gagö de l'obligatian de pracöder ä de nauveaux 
calculs des engagements de prövoyance dans les systömes de primautö des 
catisatians. Cette prise de pasitian est un revirement. Mais eile n'est pas cah-
örente juridiquement car eile amet I'essentiei, qui est de döfinir les engage-
ments de l'employeur en fanction du cantenu juridique du rappart d'affiliatian. 

204 
Thomas LÜTHY; Das Rechtsverhältnis zwischen Arbeitgeber und Personalvorsorgestiftung, insbesondere 
der Anschlussvertrag mit einer Sammel- oder Gemeinschaftsstiftung, p. 130, applique par analogie et ä d-
faut d'une durbe contractuelle fixe, Je dIai de six mois pour la fin d'une annee stipule par I'art. 546 al. 1 CO 
pour dissoudre une sociäte simple de durbe indtermine. L'OFAS, Bulletin de Ja prvoyance profession-
nelle, n°. 8 du 30.03.1988, p. 4 ch. 1,3, a bgalement retenu cette solution. Bien entendu, Ja facultd de rbsilier 
est hmite par Vobligation de I'employeur d'obtenir l'accord correspondant des salaris, en vertu de l'article 
11 al. 2 LPP voir ce sujet, SCHNEIDER, Les rbgimes compibmentaires, op. cit., p. 408-411. 

205 
Voir ä ce sujet Jacques-Andr SCHNEIDER/Eric MAUGU: Caisses de pensions publiques garantie bta-
tique et modification du plan de prestations, RSA, 2000, p. 65-81, dont les considbrations peuvent s'appli-
quer mutatis mutandis aux institutions de prvoyance de droit priv. Sur les avantages du partenariat social 
dans es regimes compImentaires de retraite, voir Jacques-Andre SCHNEIDER: Supp/ementarypension 
plans and collective/y agreed schemes, in: Gerard HUGHESlJim STEWART, ed.: Pensions in the European 
Union Adapting to Economic and Social Change, Kluwer Academic Publishers, 2000, p. 173-177. 
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79. En d'autres termes, la guestion juridigue fondamentale propre ä l'exigence de 
comptabilisation des actifs et des passifs du rgime de pr6voyance au bilan de 
l'employeur, est l'existence au non d'une obligation actuelle de sa part de ver-
ser, et donc de garantir, les prestations de la pr6voyance professionnelle en cas 
de vieillesse, de dcs et d'invalidit, voire encore en cas de sortie de 
'institution. Rappelons que cette obligation actuelle doit reposer uridiguement 
soit sur la loi, l'acte de fondation ou le contrat d'affiliation, soit encore sur une 
dclaration de voIont unilat&ale de l'employeur. A dfaut d'un tel fondement 
Iuridigue, l'employeur n'a aucune autre obligation financire que celle d'assumer 
es contributions mises ä sa charge, y compris dans le cadre des rgimes en 
pr1maut6 des prestations. 

On relvera ä cet iägard les remarques, que nous partageons entirement, de 
consu!tants anglo-saxons et suisses, Buck Consulting et Prevista Vorsorge AG, 
mettant en exergue les spcificits propres aux rgimes de prvoyance en pri-
mautä des prestations helvtiques dans lesquels l'employeur n'assume aucune 
autre obligation que celle de verser les contributions rglementaires: 

"2. Swiss Special Defined Benefit plans. These are plans that really perplex 
people looking in from outside. In the plan rules one may, for example find the 
definition "The pension is 50% of final salary, the employees pay 6% of salary 
and the company pays 12% of salaries. The plan seems to define the benefits 
and the contributions - a concept which upsets and offends foreign actuaries 
and accountants. 

The reality of these plans is, (hat lt is "obvious" (hat the stated contributions are 
more than enough (0 finance the benefits. So the plan bui/ds up surplus over a 
number of years, and from time to time, the plan makes benefits improvements 
to consume surplus. 

These plans operate based on the very strong separation between the employer 
and the welfare foundation. The company has committed a certain contribution 
income to the foundation and the foundation (acting autonomously a prescribed 
in the law) decides how to deploy the resources that is commands. 

One may say here that lt is not the employer's Defined Bene fit commitment, but 
the foundation's. The legal obligation of the employer is ve!y clear and is of a 
Defined Contribution character. Depending on the facts and circumstances of an 
individual employer and foundation, one may or may not find a constructive 
commitment (hat converts the employer's obligation into a Defined Bene fit obli-
gation. 

Clearly, in such a Gase, the foundation has Defined Bene fit obligations and is 
obliged by law (and there is nothing new about this) to organize its financial si-
tuation "properly" - and this involves actuarial analysis and the constitution of 
proper technical reserves. lt is in fact, a clear legal obligation for the foundation 
to ensure (hat the benefits pro vided and the resources available put lt in a Posi-
tion to meet its commitments at all times" 206 . 

20 
Buck ConsultinglPrevista Vorsorge SA: Pension cost accounting lAS 19/FAS/FER 16, p. 31. 
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b) Regime d'assurance au sens de la norme lAS 19 

En dfinitive, l'institution de prvoyance devant offrir en tout temps la garantie 
quelle peut remplir ses engagements207, la prvoyance professionnelle suisse a 
un caractre d'assurance208. En effet et conformment ä la norme lAS 19209, 

i'entreprise n'a pas d'obligation, ouridigue ou implicite, de combier les pertes 
ventuelles de Vinstitution de prvoyance, ni encore de servir les prestations 

aux membres du personnel, celles-ci relevant de la seule responsabilit6 de 
l'institution de prvoyance. Le paiement des primes r6glementaires correspond 
en substance au rqiement de Vobligation au titre des avantages du personnel 
et non ä un investissement pour faire face ä cette obligation. En consguence, 
'entreprise n'a plus ni actif ni passif ä cet gard et eIle comptabilise ses cotisa-
tions comme des versements ä un r6g1me ä cotisations dfinies. La seule ex-
ception concerne la rserve de contributions de l'employeur. 

D'ailleurs, et comme le souligne BEHR210, pour ätre utile 'information financire 
ne doit pas ncessairement figurer au bilan, car 'annexe est devenue beaucoup 
plus importante. Ds lors, Ii parat logique que les chiffres cis concernant les 
institutions d'assurance que sont les institutions de prvoyance suisses figurent 

l'annexe du bilan de l'entreprise. 

4. L'exception de la reserve de contributions de l'employeur 

a) Le sort de Ja reserve de l'article 331 al. 3 CO 

II ne fait pas de doute que l'employeur dispose du contröle sur sa rserve de 
contributions, constituöe par des versements spöcifiques ä un compte söpar 
de 'institution de prövoyance211. En effet, il peut utiliser cette röserve pour öviter 
de devoir payer ses contributions röglementaires. Dös lars, rien ne s'oppose 
sa comptabilisation dans le bilan de l'employeur, en principe pour le montant 
correspondant ä une annöe de contributions. Par contre, la comptabilisation 
d'un montant döpassant une ann6e de contributions prsuppose, ä notre sens, 
une information claire, fiqurant sous la forme d'une annotation dans 'annexe, 
indiquant que la röserve ne peut ötre remboursöe directement ä l'employeur et 
que, par cons6quent, en cas de liquidation totale de 'institution de prövovance, 
eile est dissoute en faveur des assur6s212  

On relvera que la rserve de contributions de l'employeur est limitöe, quant 
San montant, ä l'6quivaient de cinq, voire selon les cantons de six annes de 

207 
Art. 48, al. 2 et 65, al. 1 LPP. 

208 Nous n'examinons pas ici le cas particulier des institutions de prvoyance de droit public, pour lesquels la 
norme lAS 19 prhvoit, ä ses chiffres 36-38, des rgles spcifiques. 

209 
Oh. 39-42, lAS 19. 

210 
BEHR, Rechnungslegung, op. cit., p. 107. 

211 
ATF 101 Ib 242-244 rappelle qu'avant l'entrhe en vigueur de l'article 331 al. 300 rvis& lei erjanvler 1985, 

l'employeur avait le drolt de payer ses contributions en recourant ä l'ensemble de la fortune libre de 'institu-
tion de prdvoyance, sauf disposition contraire des statuts au du rglement. 

212 Bruno LANG: Hintergründe und Zielsetzungen der neuen Vorschriften der BVV2, SZS, 1997, p. 164. 
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contributions par les rgles appiicables ä leur exonration fisca1e213. Eile peut 
tre constitue en taut au en partie sait dans 'institution de prvoyance rgle-

mentaire, sait dans une fondation patranale. 

b) Le sort des fondations patronales 

83. Les fondations patranales de prvayance prafessianneile suisses sont cres 
pour deux motifs: l'octroi de prestations propres de prvoyance, ä caract&e dis-
crtiannaire et de b1enfaisance214, ainsi que le financement des contributions de 
l'emplayeur et des prestatians dans les institutians de prvayance rgTementai-
res. Gn&alement, les fondations patranales sont de nature mixte, en ce sens 
qu'elies poursuivent des buts tant de bienfaisance que de financement. Comme 
leur nam l'indique, elles sont aIimentes exc!usivement par des attributians vo-
lantaires et variables de i'employeur. 

84. La questian pose est de savair si la fartune de ces fondations peut faire l'objet 
d'une camptabilisatian au bilan de l'emplayeur. Notre rpanse est la suivante: 

Au titre du but de financement, le mantant carrespandant ä cinq, vaire six 
annes de contributions de l'emplayeur peut constituer une rserve de con-
tributions, par analagie avec l'article 331 al. 3 CO. En effet, le but statutaire 
de financement et i'absence de cotisatians des saiaris permet d'attribuer 
d'affice les versements de i'emplayeur ä une rserve de contributions qu'il 
est, bien entendu, libre d'affecter ä des prestatians de pr6vayance. San in-
scriptian au bilan de l'emplayeur s'effectuera aux canditians vaques plus 
haut. 

La fartune rsidueile est danc libre et eile est affecte irrvacablement au 
versement de prestatians. Eile ne peut danc en principe retaurner ä 
l'emplayeur, ni ätre utiIise pour financer ses contributions, ni encare tre 
comptabiIise dans le bilan de l'entreprise. 

85. Comme le sauligne HELBLING, l'utilisation de la fartune libre de ces fondations 
i'avantage exclusif de I'emplayeur est de nature ä parter atteinte ä l'image de 

ce dernier auprs du persannei. Ds lars, il cansidre que ceiie-ci ne devrait 
ötre utilise pour payer les contributions de i'emplayeur qu'en cas de recul des 
revenus, de situations de pertes au de restructurations de I'entreprise215. On re-
trouve une probimatique similaire en cas de Suspension des contributions 
rgiementaires de l'emplayeur pour cause de difficuIts economiques. 

A vrai dire, le prob!me peut ätre abard diffremment au plan juridique, sans 
que le rsuitat 6canamique sait ncessairement diff&emment. En effet, i'usage 
des fonds libres en cas de difficults canomiques devrait logiquement interve-
nir aprs puisement de la rserve de contributions, dont i'essence möme est 
d'aider l'empioyeur ä franchir des caps öconomiques difficiles. Tautefais, si la 

23 
G. STEINMANN: Traitement fiscal de la prdvoyance professionne/le dans /e cadre de limpöt fddöra/ direct, 
RDAF, 1990, p. 10-. Carl HELBLING: Persona/vorsorge und BVG, 7. Auflage, p. 298-299. 

214 
SCHNEIDER Les rögimes complömentaires, op. cit., p. 227. 

215 
HELBLING, Personalvorsorge und BVG, op. cit., p. 190. 
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rserve a utilise entirement dans le pass6, l'employeur peut utihser les 
fonds libres existants de la fondation patronale pour la reconstituer, Iorsque la 
fondation a un but de financement. 

5. La baisse temporaire des contributions rgIementaires ("contribution 
holidays") 

a) Remarques prealables 

L'une des raisons essentielles de Vintroduction de la norme lAS 19, avec ses 
rgles sp6cifiques de calcul des engagements pour les institutions de pr-
voyance en primaut6 des prestations, tient au fait qu'il y a eu historiquement 
une frquente saus estimation comptable des coüts de la prvoyance dans les 
bilans des entreprises d'origine anglo-saxonnes. Les consquences d'une in-
formation financire errone se faisaient surtout ressentir lars de fusions au 
d'acquisitions d'entreprises, Iorsqu'il s'agissait d'estimer le montant des actifs et 
des passifs qui dterminent le prix de la transaction. 

L'intrt que d'aucuns portent aujourd'hui en Suisse ä la mthode lAS de comp-
tabilisation des engagements en primaut des prestations ne tient assurment 
pas au risque de tromperle due ä une sous evaluation des engagements de pr-
voyance helvtiques qui, au demeurant, ne figurent pas au bilan ordinaire de 
l'entreprise216. II s'agit plutöt de tenter d'exercer une pression subtile afin que les 
fonds libres des institutions de prvoyance reviennent, en taut au en partie, aux 
actionnaires de l'entreprise, sans trop se pröoccuper de la nature de la garantie 
de prestations accordöe aux assurs. De plus, la mise en oeuvre de cette 
möthode lAS oblige Ventreprise ä refaire tous les caiculs actuariels selon une 
approche difförente de celle utilisöe par l'expert agröö de Vinstitution de prö-
voyance, qui travaille avec des bases techniques propres ä l'assurance auto-
nome"'. Les spöcialistes de ces caiculs ont leur coüt. 

L'insistance de certains ä ne pas admettre l'övidence, ä savoir que la prvoyan-
ce helvötique est un rögime d'assurance, n'a donc rien d'ösotörique. Elle est an-
nonciatrice d'un risque s6rieux de bouleversement du paysage de la prövoyan-
ce professionnelle helvtique non seulement en ce qui concerne l'affectation 
des fonds libres, mais ögalement pour ce qui a trait ä la responsabilitö pour les 
öventuels futurs d6ficits. 

La raison du döveloppement actuel des fonds libres est la conjoncture favorable 
des derniöres annöes pour les placements boursiers, associöe ä une faible in-
flation et le fait que le 2e  pilier na pas encore atteint sa maturitö pour le verse-
ment des prestations de vielllesse; il est donc encore en phase d'accumulation 
de ressources. L'indice LPP, calcul par Pictet & Cie, mesure la performance 
d'un portefeuille moyen d'une institution de prövoyance218. De 1985 ä 1999, sa 

216 
Par bilan ordinaire, on entend le bilan soumis ä approbation de I'assembe gnraIe de la soci~te anonyme. 

217 
La diffrence essentielle est le recours au bilan technique statique en caisse fer me pour 'institution de pr- 
voyance, alors qu'IAS recourt a la mthode du bilan technique dynamique selon des hypotheses de taux, de 
rendement et d'voIution des salaires futurs qui sont variables. 

218 
Dans lequel les actions suisses et etrangeres reprsen tent environ le 25%. 
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performance moyenne a de 7.64%, soit de plus de 3.5% suprieure au taux 
d'intrt technique de 4% retenu pour la LPP219. On rappellera, ä cet ägard, que 
le mäme taux mayen de performance a ätä de Vordre de 4.5% de 1950 ä 
1990220, gräce toutefois en partie aux bnfices de mutation dus ä l'absence 
d'un libre passage intgral en cas de dpart de l'institution de prvoyance. Les 
excdents nouveaux rsuItant de ces performances suscitent, ds lors, la ques-
tion de savoir s'il y a heu de baisser les cotisations et s'il est possible de consti-
tuer ä cet effet une rserve pour la baisse future des cotisations, au mayen des 
fonds libres. Avant d'aborder la rflexion spcifiquement juridique, il est nces-
saire de rappeler au pralable quelques principes techniques. 

88. Le montant des contributions de l'employeur et des salaris est däterminä en 
fonction du plan d'assurance fixä par l'expert agr de l'institution de prvoyan- 
ce221. Par ailleurs, la fortune d'une institution de prvoyance est affecte irrvo-
cablement au but de prvoyance. Comme le souligne BEAUSOLEIL, les enga-
gements futurs d'une institution sont financs, d'une part, par le capital dispo-
nible au jour de l'tablissement du bihan technique et, d'autre part, par les coti-
sations futures. Ainsi, I'expert en prävoyance a une marge certaine d'apprcia-
tion quant ä la rpartition de ces deux öläments (faible capitalisatian et forte 
cotisation au l'inverse)222. 

Dans un plan de prävoyance bas6 sur la primaut des cotisations, la cotisation 
est fixäe en pour-cent du salaire assur. Ainsi, chaque variation du salaire en-
trarne une modification correspondante de la cotisation alors que les prestations 
n'augmentent pas dans la mäme proportion. Un tel plan a l'avantage que le 
montant des dpenses reste constant. Par contre, le maintien appropri du ni-
veau de vie antrieur ne sera pas garanti car, lors de chaque augmentation de 
salaire, le montant des prestations en pour-cent du salaire d1minuera223. Ainsi, il 
est essentiel d'utiliser les fonds libres au für et ä mesure pour s'efforcer 
d'atteindre un objectif de rente se rapprochant d'un plan en primaut des pres-
tations et öviter ainsi une c@prciation des prestations.""' On rappellera, ä cet 
6gard, qu'en 1996, 2212720 salaris ätaient assurs en primaut des cotisa-
tions, alors que seuls 918538 d'entre eux l'taient en primautä des presta-
t10ns225. 

Dans un plan en primaut des prestations, par contre, c'est la prestation qul est 
fixäe en pour-cent du salaire assur6. Ainsi, chaque variation du salaire entra'ne 
une modification des prestations dans la mäme proportion, ce qui canstitue une 
grande s(äcuritä sociale. L'inconvnient est que si les cotisations sont exprimäes 
en % du salaire, comme ces cotisations sont une consäquence des prestations, 
le pourcentage en questian crotra lors de chaque augmentation de sa1aire226. 
Ds lors, dans une Institution en primautä des prestations, h'utihisation des fonds 

219 
Jean-Pierre BEAUSOLEIL: La prvoyance professionnelle, Universit de Genve, 2000, p. 211. 

220 
Jean-Pierre BEAUSOLEIL: Les fonds libres des institutions de prdvoyance, in: Journde 1991 de droit du 
trava,] et de Ja sdcur,tb sociale, p. 27. 

221 
Art.49, 53 al. 2 et 65 LPP. 
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BEAUSOLEIL, La prbvoyance professionnelle, op, cit., p. 142. 
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BEAUSOLEIL, Les fonds libres, op. cit., p. 27-28. 

224 
Ibid., p. 37. 
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Office fdraI de la statistique: La prbvoyance professionnelle en Suisse, 1999, p. 26. 
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BEAUSOLEIL, Les fonds libres, p. 28, 

39 



libres dolt tre faite avec prudence, en mnageant i'avenir. Un tel plan prvoit 
en effet une dynamisation automatique des prestations, ce qui peut entrarner de 
lourdes charges futures en Gas d'inf1ati0n227. 

Par ajlleurs, l'affectation des fonds libres ä l'adaptation des rentes ä l'volution 
des prix est essentielle. Cela signifie que le "b6n4fice d'intrt realisö sur les 
capitaux de couverture des rentes en cours doit au moins ätre affect6 ä ce but, 
afin d'ötre 6quitable ä I'gard des pensionns".228  

Enfin, l'expectative, voire le droit subjectif ä une part des fonds libres, sous la 
forme d'une attribution aux bnficiaires en cas de liquidation totale ou partielle 
de l'institution de prvoyance229  a däjä suscitä une littrature23°  et une jurispru-
dence abondantes, notamment dans le cadre de la mise en oeuvre de la loi sur 
le libre passage231. 

Une suspension des cotisations (contributions holiday), partielle ou totale, ne 
peut ätre finance que par une attribution des fonds libres. HELBLING indique ä 
juste titre que celle-ci est injuste dans la mesure oü la r6partition des fonds 
libres ne s'effectue pas en fonction du capital de couverture des prestations de 
vielllesse ou de la dure effective de cotisation dans le pass, etc. Eile profite ä 
chacun en fonction du montant du salaire assur 232. 

On ajoutera quelle profite surtout ä l'employeur et aux salari6s plus jeunes 
salaire C-levä et qui ne quittent pas I'entreprise, dans es plans en primaut des 
cotisations. En effet, les salaris plus ägs disposent des capitaux de couver-
ture les plus levs, de sorte que les excdents procurs ä tous par ceux-ci 
auront tendance ä ätre suprieurs ä l'conomie ralise sur leurs cotisations. Le 
mme raisonnement s'applique a fortiori pour les pensionns qui ne tirent aucun 
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avantage de la baisse des cotisations. Quant aux salaris qui quittent i'entre-
prise, notamment pour des motifs de restructuration econorrlique, l'usage des 
fonds libres pour une baisse des cotisations futures les prive d'un avantage 
certain. 

Par ailieurs, les composantes flexibles de la rmun&ation sont en forte crois-
sance. Or, ces composantes teiles que la part du salaire au m&ite, le bonus, les 
stock-options, ne sont souvent pas inciuses dans le salaire assurä auprs de 
'institution de prvoyance. Cela a pour consquence que la mesure de l'objectif 
de prvoyance, le maintien appropriä du revenu antrieur, s'effectue en fonction 
d'un salaire assurä qui ne reprsente qu'une partie des revenus effectifs. Une 
baisse des cotisations, tout particuiirement dans les rgimes en primautä des 
cotisations, a donc pour effet de diminuer encore plus i'objectif final du systme 
de prvoyance, qui est de verser un revenu de rempiacement adäquat ä la re-
traite. 

91. Dans un avis rcent, l'Office fdral des assurances sociales s'est prononcä sur 
l'utilisation des avoirs iibres des institutions de prvoyance pour la rduction des 
cotisations233. Nous en rsumons ci-aprs les grandes lignes. 

Les fonds iibres sont ä utiiiser en premier heu pour garantir les prestations 
lgales et r6glementaires et pour financer les mesures en faveur de ha gnra-
tion d'entre et ha compensation du renchrissement. 

Cette finaiit prsuppose qu'il existe suffisamment de rserves de fluctuation 
par rapport aux risques de piacement courus, et assez de rserves techniques 
et lgales. Cehies-ci doivent notamment comprendre au moins les rserves pour 
l'indexation au rench6rissement des rentes en cours, les rserves de long6vit, 
les r6serves äventuelles pour faire face ä l'augmentation des cas d'invahidit 
ainsi que les autres rserves estimes ncessaires par l'expert agr6. En outre, 
il convient de veilier ä ce que ha g6nration d'entre, notamment es assurs 
revenus modestes, ait bnfici d'un traitement prf&entiel. L'expert dolt confir-
mer que ces conditions sont remphies, car eiles empchent que les invalides et 
es autres b6nficiaires de prestations, qui ne sont plus tenus de payer des 
cotisations, ne soient lss. 

Si les institutions de prvoyance remphissent ces conditions, eihes peuvent 
adopter dans les limites de cette hoi, conformment ä l'article 49, je' ahina, LPP, 
le rgime de prestations, le mode de financement et 'organisation qui leur con-
viennent. L'article 65, 1er  ahina, LPP dispose que les institutions de prvoyance 
doivent offrir en tout temps la garantie qu'ehles peuvent remphir leurs engage-
ments. Pour ha partie obhigatoire, ehles doivent, selon le 2e  alina dudit article, 
rgler leur systme de cotisations et leur financement de manire ä pouvoir 
fournir les prestations prvues par cette hoi. 

Par aihleurs, en vertu de l'article 113 al. 3 de ha Constitution f6d&a1e234, ha pr-
voyance professionnehle est finance par les cotisations des assurs; Iorsque 
l'assurä est salari, l'employeur prend ä sa charge ha moitic. du montant de ha 
cotisation. ii nest pas interdit aux institutions de prvoir i'utihisation d'excdents 
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pour financer des prestations. La Constitution prescht simplement la manire 
dont les employeurs doivent remplir I'obligation qui leur incombe en matre de 
cotisations, qui doivent ätre au moins paritaires. En revanche, il est possible 
d'appliquer des systmes de financement en utilisant les excdents selon un 
plan ätabli. Une disposition rglementaire d6cid6e par Porgane paritaire pr-
voyant d'intgrer les fonds libres dans le systme de financement d'une institu-
tion de pr6voyance est donc autorise. Par contre, ce systme doit offrir ä tout 
moment la garantie que 'institution de prvoyance pourra fournir ses presta-
tions. 

Si ces conditions sont remplies, l'intgration rgulire des fonds libres dans le 
systme de financement de 'institution ne peut pas tre qualifie de mesure 
permettant de contourner l'interdiction de paiement en espces. [es fonds libres 
font partie du systme de financement en tant que troisime source de cotisa-
tion et ne quittent donc pas Finstitution de prvoyance. 

L'utilisation rguli6re des fonds libres comme troisime source de cotisation ne 
dispense pas l'employeur de Pobligation de payer ses cotisations rglementaires 
par le biais de fonds propres ou de rserves de cotisations de l'institution de 
prvoyance en faveur du personnel, qu'il aura praIablement constitues ä cet 
effet et qui sont comptabilises sparment. Seule consquence: le montant 
des cotisations paritaires est moins important du fait que Ion recourt ä cette 
troisime source de financement. Comme les fonds libres sont raliss, au 
cours de I'volution de 'institution de prvoyance, gräce aux cotisations des 
salari6s et des employeurs, rien ne s'oppose ä ce que es deux parties et leur 
institution de pr6voyance profitent d'un meilleur degr de financement. 

Cet avis m&ite, toutefois, des prcisions car il ne mesure pas la porte juridique 
de l'article 331 al. 3 CO, ni la distinction n6cessaire entre plans en primautö des 
prestations et ceux en primaut6 des cotisations. 

b) La reduction temporaire des cotisations en cas de difficultes 
economiques 

92. II n'est pas permis d'allger la charge de cotisations de I'employeur par le biais 
des fonds 1ibres235. En effet, il n'est pas discutable que l'article 331 al. 3 CO, dis-
position semi-imprative protectrice des sa1ari6s, s'applique non seulement aux 
rapports de travail mais ägalement ä la prvoyance professionne11e236. L'institu-
tion de pr6voyance ne peut donc mettre ä disposition de I'employeur des fonds 
libres g6nrs dans le passe pour que celui-ci soit libr de tout ou partie de 
'obligation de verser ses cotisations rglementaires. 

Relevons ägalement que l'article 341 al. 1 CO dispose que le travailleur ne peut 
pas renoncer, pendant la dure du contrat de travail et durant le mois qui suit la 
fin de celui-ci, aux cr6ances r6sultant de dispositions impratives de la loi ou 
d'une convention collective. Le travailleur ne peut donc en principe renoncer 
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valabiement au droit d'exiger que l'employeur verse ses cotisations rglementai-
res et, surtout, que celles-ci ne soient pas finances au moyen des fonds libres 
de Vinstitution de prvoyance. 

Toutefois, Je Tribunal fdral admet que Ion puisse, par convention, d&oger 
des dispositions impratives protectrices de la lol, pour autant que des conces-
sions r6ciprogues soient consenties de Part et d'autre par Je sa1ari6 et son em-
p1oyeur237, et que Je salari bnficie au moins d'avantaqes compensatoires. Par 
alileurs, I'article 331 al. 3 CO tant semi-impratif, rien n'interdit d'amliorer Ja 
situation des salaris. 

En cas de difficults conomiques s&ieuses, l'entreprise peut se retrouver de-
vant l'impossibilit de verser tout ou partie de ses contributions, sauf ä mettre 
son existence en p6ril. Dans ce cas, il est admis que l'emptoyeur puisse, au 
moyen des fonds libres, rduire temporairement ses contributions pour mainte-
nir les postes de travail. La sauvegarde de leur emploi est un avantage pour Jes 
sa1ari6s qui permet une renonciation conventionnelle et temporaire au paiement 
des contributions de i'employeur. Une teile rduction ncessite une Information 
complte des saJaris, une rgIementation claire dcide par Vorgane paritaire 
ainsi que J'approbation tant de l'expert agr que de l'autoritä de surveillance. 
L'approbation doit ätre fonde sur une information prcise ä propos de la situa-
tion financire de l'entreprise238. Une fois Ja crise de Iiquidits passe mais 
chaque fois que cela est possible, les cotisations impayes devront ätre rem-
bourses et Ja fortune libre devra ätre reconstitue, conditions qui doivent figu-
rer dans Ja dcision d'approbation de i'autorit de surveillance. 

Le cas chant, cette rduction peut mme ätre stipule pour une dure in-
dtermine, ä condition toutefois de modifier Je rglement de prvoyance dans 
es limites de Ja prvoyance obligatoire 239  et donc de baisser Je niveau de Ja 
prvoyance. Les rgJes appiicables sont celles relatives ä Ja modification du 
plan de prvoyance. 

Les cotisations des saiaris peuvent ätre rduites aux mmes conditions. 

c) La rduction temporaire des cotisations en cas de fonds libres importants 

a. Principes juridigues app/icables 

Le cas de figure actuel est toutefois celui d'une rduction des cotisations au 
motif qu'une surcapitalisation de Vinstitution de prvoyance n'est pas justifie; Ja 
rduction permet donc d'aJlger les charges de l'entreprise et, accessoirement, 
celles des salaris. Au plan juridique, Ja lgaIit d'une teile baisse s'apprcie eu 
gard aux principes gn&aux tirs du principe de Ja bonne foi, de l'gaJit6 de 

traitement et de larticle 331 CO, notamment son 3e  alin6a. II convient ä cet 
gard de procder ä une distinction fondamentale entre les plans en primaut 

des prestations et ceux en primautä des cotisations, car Ja rduction temporaire 
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des cotisations a des cons6quences trs diff&entes sur l'objectif final de pres-
tations. 

b. Les plans en primaut6 des prestations 

Dans le cadre de plans ä primautä des prestations, le taux de cotisation peut 
varier dans Je temps en fonction de la divergence entre les hypothses retenues 
pour les augmentations annuelles de salaire et les intrts annuels servis sur la 
fortune et leur droulement effectif. Si l'intrt servi est plus älevA et si les 
salaires augmentent moins que prvu, le taux de cotisation pourra ätre plus bas. 
Si, par contre, l'intrt est plus bas et l'augmentation des salaires plus öleväe, 
les cotisations devront ätre augmentes. D'oü Ja ncessit pour l'expert agr6 
de prvoir en principe un taux de cotisation moyen adäquat et des rserves 
permettant d'affronter des situations adverses, notamment celle de Vinflation, 
mais une baisse nest pas exclue. 

En effet, Ja diffrence essentielle par rapport ä un plan en primautä des cotisa-
tions tient au fait qu'en primaut des prestations, Ja variation du taux de cotisa-
tion, en particulier sa baisse, n'a aucun effet sur Ja prestation finale garantie. 
Des lors, si l'expert agr6 autorise 'organe paritaire ä procder ä une baisse de 
cotisation temporaire, force est d'admettre gu'il s'agit pour Je sa1ari6 d'un 
avantage compensatoire admissible, au sens de Ja jurisprudence du Tribunal 
fdral, car sa prestation de retraite n'est aucunement affecte et il bnficie, 
en outre, dune augmentation de salaire gräce ä Ja baisse de cotisations. Toute-
fois et en contrepartie, l'employeur et les salariäs doivent admettre que leurs 
cotisations puissent Je cas ächäant augmenter ä l'avenir afin de maintenir lob-
jectif de prestations. 

Un exemple rcent d'un tel mäcanisme de baisse des cotisations nous a ätä 
fourni par un grande institution de prävoyance näerlandaise, Je PGGM qui 
assure environ 1400000 salariäs et pensionnäs du secteur de Ja santä au 
Pays-Bas. Le plan en primautä des prestations garantit une pension de 75% du 
dernier salaire, ainsi que Ja pleine indexation des pensions aux prix. A Ja fin des 
annäes septante, Je taux de cotisation ätait de 28% des salaires. Ce taux a pu 
tre baissä progressivement ä lO% en raison du fait que le taux de couverture 

des engagements par, la fortune avait atteint, ä son plus haut niveau, 190%. La 
baisse des cotisations a eu pour effet, toutefois, de faire baisser progressive-
ment ce taux de couverture. En d'autres termes, les rendements de Ja fortune 
n'ont pas permis de compenser entiärement Ja baisse des cotisations. Ainsi, les 
responsables de 'institution prävoient-ils Ja näcessit d'augmenter ä nouveau 
es cotisations lorsque Je taux de couverture des engagements atteindra 130%, 
ceci afin de disposer d'une marge de säcuritä suffisante pour Ja politique des 
placements dans laquelle la part en actions däpasse 60%. La volontä des parte-
naires sociaux d'admettre, apräs une baisse, une augmentation du taux de coti-
sation est donc dterminante pour que J'objectif de prestations soit maintenu. 

En conclusion, une baisse de cotisation temporaire dans Je plan en primautä 
des prestations doit ä notre sens se fonder sur une base räglementaire stipulant 
es conditions auxguelles l'expert peut autoriser une baisse et, par la suite, 
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exiqer une hausse, si le financement du plan le reguiert. [es conditions sont 
notamment les suivantes: 

La dcision de baisse doit ätre prise par 'organe paritaire, aprs approba-
tion de I'expert. Cela laisse une marge de ngociation aux partenaires 
sociaux, par exemple pour utiliser les excdents aux fins d'am&iorer les 
prestations de retraite antici$e et flexible. 

:• Le principe de la paritä des contributions (art. 331 CO) doit ätre maintenu. 

L'objectif final de prestations doit ötre garanti en fonction du salaire 
assur, ä la condition que le montant de celui-ci ne soit pas significative-
ment plus bas en moyenne que le salaire effectivement vers, y compris 
es composantes variables de la rmunration (bonus, stock-options, etc.). 

En vertu du principe de la bonne foi et de l'gaIit de traitement, des 
r6serves suffisantes doivent ätre constitues pour la pleine indexation des 
pensions. 

L'institution de prvoyance doit disposer de toutes les rserves de scurit 
ncessaires, notamment en ce qui concerne le risque de fluctuation des 
cours. 

L'expert doit attester annuellement du maintien ou non de la baisse de 
cotisations. II pourra, si ncessaire, demander la hausse des cotisations, 
dans les proportions prvues par le rglement pour l'employeur ou les 
salaris. Ce contröle annuel est n6cessaire car es conditions de finance-
ment d'un tel plan peuvent changer trös rapidement, par exemple en cas 
de reprise de l'inflation et de la hausse des salaires, d'une chute impor-
tante des marchös financiers, voire d'une baisse durable des produits de 
la fortune ou de restructurations de l'entreprise. Si Vorgane paritaire refuse 
la demande de l'expert d'augmenter ä nouveau les cotisations, l'autorit6 
de surveillance pourra l'imposer. 

Aucune röserve pour baisse future de cotisations ne peut donc ötre consti-
tue, y compris en cas de liquidation partielle. 

A ces conditions, une compensation adäquate ä la renonciation ä la protection 
dcoulant de l'article 331 al. 3 CO peut ötre admise, de sorte que les fonds 
libres sont utilisables pour diminuer la charge de cotisations de l'employeur. 

97. Nous rservons, ä cet 6gard, le cas particulier des plans de prövoyance en pri-
maut6 des prestations financös paritairement et qui prvoient, en sus, 'obliga-
tion röglementaire pour l'employeur de verser des contributions suppiömen-
taires si la situation actuarielle de l'institution de prövoyance l'exige. Dans un tel 
plan, seul l'employeur a Vobligation röglementaire d'augmenter ses cotisations. 
Le fait que la hausse de ses cotisations solt expressöment rservöe signifie que 
l'employeur a voulu que le plan attribue de maniöre permanente ses excödents 
de rendement ä I'objectif de prövoyance, afin de limiter sa propre charge. Avant 
donc d'admettre une baisse des cotisations, il y a heu d'examiner toutes les 



possibilits d'une amlioration des prestations, notamment en mati&e de re-
traite anticipe. 

98. II va de soi ägalement que la variation du taux de cotisation dans le temps n'en-
traine pas d'autres obligations financires pour Ventreprise. En effet, l'institution 
de prvoyance en primaut des prestations he!vtique reste une institution 
d'assurance. au sens des chiffres 39 ä 42 de la norme lAS 19, en ce sens 
qu'elle est en mesure de garantir en tout temps le versement des prestations 
rgIementaires. II n'y a donc pas heu d'inclure les actifs et les passifs de l'institu-
tion de prvoyance au bilan de l'entreprise, ni en particulier d'inscrire un dficit 
de I'institution de prvoyance au bilan de l'employeur. II n'y a pas non plus heu 
d'inscrire au bilan une rserve pour ha baisse future de cotisations, car ha baisse 
doit ätre atteste sur une base annuelhe par i'expert, qui peut donc demander 
chaque anne quelle soit supprime, en tout ou en partie. 

c. Les plans en primautö des contributions 

99. La situation est trs diffrente dans le cas des rqimes en primautiä des cotisa-
tions, car ceux-ci ne garantissent pas un oblectif de prestations en rapport avec 
le salaire final lors de la retraite, mme si cet objectif est vis6. Ds lors, et 
comme le soulignait BEAUSOLEIL240 il y a prs de dix ans les fonds hibres 
doivent ätre affects exclusivement au but de prestations. Une baisse des coti-
sations de l'employeur entranerait une baisse du financement du plan de pr6-
voyance et donc des möyens pour am&iorer le niveau des prestations afin 
d'essayer d'atteindre, sans qu'il soit garanti, l'objectif constitutionnel du maintien 
appropriä du niveau de vie antrieur. La baisse sera d'autant importante si le 
salaire assur n'inclut pas les composantes variables de la r6mun&ation. 

Dans ce Gas, il ne peut y avoir de compensation iuridiguement valable pour 
d6roaer ä l'article 331. al. 3 CO. 

100. La question est cruciale car, comme les statistiques le montrent, les plans en 
primaut6 des cotisations sont d6jä largement dominants en Suisse et ha ten-
dance ä l'abandon des plans en primautä des prestations est persistante. Or, au 
plan dmographique, le systme des retraites suisse va affronter durant cette 
dcennie des ächöances d6cisives. II est donc n6cessaire de veiller ä ce que le 
2e pilier puisse d6p10yer entirement ses ailes et de maintenir en son sein les 
ressources accumul6es pour assurer les meihleurs prestations possibles. C'est 
cette condition que le systme des trois piliers pourra remphir ses promesses 
envers les gnrations futures de retraits, en particulier pour leur assurer une 
vritable retraite flexible et pour compenser les 6ventuelles mesures de restric-
tion des prestations dans VAVS ou dans ha pr6voyance minimale LPP (taux de 
conversion). 

d. Le cas particulier des institutions de prvoyance de droit public 

101. Sont rserves les situations particulires des rgimes de prvoyance de droit 
public bnficiant dune garantie de l'Etat et dont les conditions-cadres suivent 
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en partie d'autres rgles que ceiles applicables aux institutions de prvoyance 
de droit priv 241, notamment en ce qui concerne le taux de cotisations et les 
rgles de comptabilisation selon lAS 19. Par ailleurs, sauf disposition particu-
lire de droit public, ces institutions de prvoyance ne sont pas soumises ä 
l'articie 331 al. 3 CO, ainsi que cela ressort de I'article 342, al. 1, let. a CO. 

C. COMPTABILISATION ERRONEE: DES BOULEVERSEMENTS JURIDIQUES 

IMPREVISIBLES 

102. Une comptabilisation des actifs et des passifs d'une Institution de prvoyance 
au bilan de i'entreprise ou du groupe est un bouleversement majeur dont les 
consquences conomiques et juridiques ne peuvent ä ce jour ötre v&itable-
ment mesures. Nous avons identifi, ä cet ägard, trois questions nouvelies. 
Mme si des rponses catgoriques peuvent ä ce stade ätre vites, la seule 

vocation de ces questions suffit ä illustrer les consquences juridiques impr-
visibies d'une teile voiution dans le domaine des responsabilits242. 

1. La responsabilitä de l'employeur pour les döcouverts ventueIs? 

103. Si les charges de prvoyance figurent au bilan de l'employeur, la situation juridi-
que en cas de dficit de Vinstitution de prvoyance nest pas claire. 

D'une part, an peut se demander si les actionnaires ne pourront faire valoir une 
faute comptable, le dficit ne correspondant ä aucune dette ou obligation pr6-
alable ä son inscription au bilan. 

D'autre part, une seconde catgorie d'utilisateurs, les membres du personnei, 
sera tente de s'opposer ä un assainissement de Vinstitution de prvoyance en 
difficults financires, en invoquant Vobligation contractuelle au quasi-contrac-
tuelle de l'employeur den combler le dficit. 

De plus, mais ceia dborde le cadre de notre propos, l'inscriptian d'une teile 
charge qui viendrait en diminution de l'actif imposable pourrait se heurter ä des 
objectians tires du droit fisca1243. 

2. La comptabilisation illicite des actifs? 

104. En cas de comptabilisation des actifs de 'institution de prvoyance au bilan de 
i'employeur, mme s'il ne s'agit que du bilan 6tab1i dans le cadre des comptes 
de graupes, l'objection qui vient ä l'esprit est qu'il s'agit d'un montant qui, en 
droit suisse, n'est ni la proprit, ni sous le cantröle de l'entreprise. 

Selan les principes de prudence, de röalisation et d'imparit, l'inscription ä l'actif 
du bilan de lentreprise affiliöe de taut au partie de lactif net dune institution de 
pr6voyance, ötabli selon les normes lAS 19 au FER/RPC 16, impiique ä taut le 

241 
Voir ä ce sujet SCHNEIDER/MAUGU E, op. cit. 

242 
Voir ägalement Nos 11 ä 13 plus haut. 

243 
HELBLING, Persona/vorsorge und BVG, op. cit., p. 488. 
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moins une cession de crance ou un transfert de possession juridiquement 
valable entre Vinstitution et i'entreprise. 

Au plan juridique, une teile opration doit §tre qualifie de retour ä l'employeur 
de la fortune de prvoyance. Or, au regard des principes de prudence et de 
l'affectation irrvocabIe de la fortune de prvoyance, II paraTt exclu d'admettre 
qu'une teile cession puisse intervenir sans entra?ner une diminution correspon-
dante, mais proscrite, de i'actif de linstitution de prvoyance, ä moins de consi-
drer qu'ii sagisse d'un prt. Ce prt devrait alors ätre comptabilisä au passif du 
bilan de l'entreprise avec une indication ä I'annexe, dune part, et ä i'actif de 
'institution de prvoyance, d'autre part. En d'autres termes, il s'agirait d'un 
placement chez l'employeur qui est toutefois soumis ä des rgles restrictives244. 

Par ailleurs et mme si cela excde le cadre de notre propos, i'inscription de 
l'actif dans le bilan destinä au caicul de l'impöt devrait entrarner une charge 
fisca Je. 

Au surplus, une violation des principes de prudence, de r6aiisation ou d'imparit 
pourrait entrainer une responsabilitä dlictueIie245  des organes de l'entreprise 
dans les cas otj les cranciers de cette dernire ont accept de s'engager sur la 
base d'une comptabiiisation d'actifs ne correspondant pas ä la raiit6 et en ont 
subi un dommage (en cas de difficuits financires de i'entreprise)246. 

Ces quelques remarques sont importantes car elles illustrent l'absence d'ad-
quation juridique entre Je but poursuivi par la norme lAS 19 dans Je cadre d'un 
contexte de prvoyance angio-saxon et la ralit de Ja scurit des institutions 
de prvoyance suisses, qui repose sur une sparation juridique et financire 
entre les obligations de l'employeur et celles de Vinstitution de prvoyance. 

3. ResponsabiIit de I'institution de prvoyance en cas de difficuIts 
financieres de I'entreprise? 

D'aucuns pourraient ägalement sautenir que la responsabiiit fonde sur Ja con-
fiance247  entrane dans certaines circonstances, une obligation de Vinstitution de 
prvoyance d'indemniser des tiers lss (cranciers de l'entreprise notamment) 
qui se serait fonde sur la repräsentation inexacte de la fortune de l'entreprise. 

La question pose est de savoir si Vinstitution de prvoyance doit accepter 
d'une manire au dune autre Ja cession effective de la proprit au de la pos-
session des actifs, dant eile est propritaire, que l'entreprise comptabiiise dans 
san prapre bilan, y campris de graupe. La pratique actueile tend ä nier au ä ne 
pas ävoquer une teile obligation de 'institution de prvayance, en taut cas paur 
ce qui a trait ä Ja camptabiIit de graupe. Or, comme naus 'avans vu, Ja nation 
de cr6ance au de contröle propre ä Ja mise en aeuvre de Ja norme lAS 19 pr- 

244 
Art. 57 ä 58a CPP2. 

245 
Voire pnaIe, en cas d'activite intentionnefle, en vertu de l'article 152 OP. On peut rappeler par alileurs que 
sous lempire de la jurisprudence relative ä I'ancien article 251 CP, des indications mensongres portes 
dans le bilan d'une SA ätaient considres comme constitution dun faux dans les titres (BJP 1982 n°. 356). 

246 
Cf. art. 41 CO en Ilaison avec 55 al. 3 CC; 754 et 755 CO pour  les societes anonymes 

247 
Voir Nos. 11 a 13 plus haut. 
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suppose une teile cession au maitrise de fait pour toutes les comptabiIits aux-
quelles les normes lAS s'appliquent, y compris la comptabilitä de graupe. Ds 
lars, nous ne voyons pas comment il est possible, y compris dans le bilan des 
comptes de graupe, de faire tat d'un tel actif sans s'tre assur de i'accord 
praiabIe de l'institution de prvoyance qul, par dfinition, ne peut accepter un 
tel retour ä i'empioyeur. 

Or, que se passera-t-ii en cas de-difficuIts financires de i'entreprise ayant fait 
tat dans son bilan d'actifs financiers provenant de i'institution de prvoyance 

mais qui ne sont pas ä disposition pour l'assainissement? 

Le tiers ICsC2,  paurra-t-il exiger, en vertu de la respansabiIit fonde sur la can-
fiance, que I'institutian le ddammage si ceiie-ci na pas clairement indiqu dans 
ses prapres comptes quelle ne reconnaissait pas la cession de proprit6 ou le 
cantröle sur certains actifs ä i'empioyeur? L'institution ne pourra-t-eiie se voir 
reprocher son siience, alors qu'il s'agit d'une personne marale iie juridique-
ment ä l'empiayeur par un rapport d'affliation? Eile est danc cense connaTtre 
la situation de ceiui-ci, ce d'autant que i'empiayeur sige par ses reprsentants 

son organe suprme. 

Certes, nous n'entendans pas apporter une rponse catgorique sur i'existence 
mme et sur l'ampieur äventuelle du risque juridique encauru par Vinstitution de 
prvoyance en raisan de la responsabiiit fond6e sur la confiance. ii serait par 
cantre manifestement hasardeux de i'carter sans autre, ce d'autant que la pr-
dominance du drait et de la pratique anglo-saxonne en mati&e de prvoyance 
professionnelie tend ä occuiter les spcificits helvtiques dans ce domaine. 
Paur I'utilisateur des informations financires pubiies, cela rend d'autant plus 
difficiie la comprhension des rapports financiers exacts entre l'entreprise et 
l'institution de prvoyance suisse. 

La seule exception, mais limite, ä une teile mise ä disposition des actifs can-
cerne la rserve de contributions de l'employeur  au sens de i'articie 331 al. 3 
Co. 

II est ds lars important que Vinstitution de prvoyance indigue de manire 
pr6cise dans Vannexe ä son bilan que le montant de cette dernire rserve est 
son seul actif gui soit sous le contröle de l'employeur, ä I'exclusion de taut autre. 

D. CoNcLusloN: L'EMPLOI DES BIENS CONFORME A LEUR DESTINATION 

L'autorit6 de surveiliance s'assure que Pinstitution de prvoyance se canforme 
aux prescriptions lgales et doit prendre les mesures propres ä öliminer les in-
suffisances constatöes. Eile exerce aussi, pour les fondations, les attributions 
prvues par I'articie 84, 2e  alinöa du code civil suis5e248, notamment de veilier ä 
un empioi des biens conforme ä leur destination. A ce titre, eile met en ceuvre 
es moyens pröventifs nöcessaires, parmi lesquels figure la tenue d'une compta-
bilitö seion des principes gönöralement rec0nnu5249. Le retour des actifs d'une 

248 
Art. 62 LPP, art. 89bis al. 6 CC. 

249 
RIEMER Hans Michael: Die Stiftungen, p. 552, N. 44: art. 71 LPF, art. 47 OPP2. 



institution de pr6voyance, sous la forme d'un transfert de proprit ou de pos-
session ä Pentreprise, constitue un emploi des biens de la fondation gui nest 
pas conforme ä leur destination250. 

113. Par alileurs, I'organe paritaire de I'institution de pr6voyance251, tout comme le 
conseil d'une fondation patronale, a la resp0nsab11it6252  et le devoir de veiller ä la 
gestion de la fortune de Pinstitution211. En vertu de cette responsabiIit, les re-
prsentants de I'employeur au sein de ces organes sont tenus a une information 
de I'institution de prvoyance en cas de comptabilisation dactifs nets de !'institu-
tion de prvoyance  parmi les actifs de I'employeur. Ges organes ne peuvent 
gure rester sans raction ä un tel acte iuridigue, sauf ä encourir le risgue d'ac-
crditer I'existence, auprs des utilisateurs de 'information financire fournie par 
'entreprise, d'un accord formel ou tacite ä un transfert de proprit ou de pos-
session des actifs. 

250 
A. 84, al. 2 CC. 

251 
A. 51 LPP. 

252 
Ad. 52 et 71 LPP. 

253 
Art. 49a OPP2. 
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Beiträge zur sozialen Sicherheit 

In dieser Reihe veröffentlicht das Bundesamt für Sozialversicherung Forschungsberichte (fett 

gekennzeichnet) sowie weitere Beiträge aus seinem Fachgebiet. Bisher wurden publiziert: 

Aspects de la scurit sociale 

Sous ce titre, l'Office fdral des assurances sociales publie des rapports de recherche (signals en 

gras) ainsi que d'autres contributions relevant de son champ d'activit. Ont dj publis: 

Aspetti della sicurezza sociale 

Sotto questo titolo, l'Ufficio federale delle assicurazioni sociali pubblica dei rapporti di ricerca 

(segnalati in grassetto) nonch altri contributi inerenti alla sua sfera d'attivitä. La maggior parte dei 

rapporti appare in tedesco e in francese. 

Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Forschungsbericht: Wolfram Fischer, Möglichkeiten der Leistungsmessung EDMZ* 

in Krankenhäusern: Überlegungen zur Neugestaltung der schweizerischen 318.010.1/94 d 

Krankenhausstatistik. Nr. 1/94 

Rapport de recherche: Wolfram Fischer, Possibilits de mesure des OCFIM* 

Prestations hospitalires: considrations sur une reorganisation de la statistique 318.010.1/94 f 

hospitalire. N°  1/94 

Rapport de recherche: Andr Bender, M. Philippe Favarger, Dr. Martin OCFIM* 

Hoesli: Evaluation des biens immobiliers dans les institutions de prvoyance. 318.010.2/94 f 

No 2/94  

Forschungsbericht: Hannes Wüest, Martin Hofer, Markus Schweizer: EDMZ* 

Wohneigentumsförderung - Bericht über die Auswirkungen der Wohn- 3 18.010.3/94 d 

eigentumsförderung mit den Mitteln der beruflichen Vorsorge. Nr. 3/94 

Forschungsbericht: Richard Cranovsky: Machbarkeitsstudie des EDMZ* 

Technologiebewertungsregister. Nr. 4/94 318.010.4/94 d 

Forschungsbericht: BRA[NS: Spitex-Inventar. Nr. 5/94 EDMZ* 
318.010.5/94 d 

Rapport de recherche: BRAINS: Inventaire du Spitex. N0  5/94 OCFIM* 

318.010.5/94 f 

Forschungsbericht: Jacob van Dam, Hans Schmid: Insolvenzversicherungin EDMZ* 

der beruflichen Vorsorge. Nr. 1/95 318.010.1/95 d 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdral des imprims et du matrie1, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fddral des assurances sociales, Service dinformation, 3003 Beme 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Forschungsbericht: BASS: Tobias Bauer. Literaturrecherche: Modelle zu EDMZ* 

einem garantierten Mindesteinkommen. Nr. 2/95 318.010.2/95 d 

Forschungsbericht: IPSO: Peter Farago. Verhütung und Bekämpfung der EDMZ* 

Armut: Möglichkeiten und Grenzen staatlicher Massnahmen. Nr. 3/95 318.010.3/95 d 

Rapport de recherche: IPSO: Peter Farago. Prvenir et combattre la pauvret: OCFIM* 

forces et limites des mesures prises par l'Etat. N° 3/95 318.010.3/95 f 

Bericht des Eidgenössischen Departementes des Innern zur heutigen EDMZ* 

Ausgestaltung und Weiterentwicklung der schweizerischen 3-Säulen- 318.012.1/95 d 
Konzeption der Alters-, unterlassenen- und Invalidenvorsorge. Oktober 1995 

Rapport du Departement fdral de l'intrieur concernant la structure actuelle et OCFIM* 

le dveloppement futur de la conception helvtique des trois piliers de la 318.012.1/95 f 
prvoyance vieillesse, survivants et inva1idit. Octobre 1995 

Rapporto del Dipartimento federale dell'interno concernente la struttura attuale UCFSM* 

e l'evoluzione futura della concezione svizzera dci 3 pilastri della previdenza 318.012.1/95 i 
per la vecchiaia, i superstiti e l'invalidit. Ottobre 1995  

Universität Zürich, Interdisziplinäre Vorlesungsreihe 1995/96: Das neue KVG BSV** 

- Was ändert sich im Gesundheitswesen? Die Referate. Teil 1 96.217 

Universität Zürich, Interdisziplinäre Vorlesungsreihe 1995/96: Das neue KVG BSV** 

- Was ändert sich im Gesundheitswesen? Die Referate. Teil II 96.538 

Interdepartementale Arbeitsgruppe "Finanzierungsperspektiven der EDMZ* 

Sozialversicherungen" (IDA FiSo 1): Bericht über die Finanzierungs- 318.012.1/96 d 
perspektiven der Sozialversicherungen (unter besonderer Berücksichtigung der 
demographischen Nr.  _Entwicklung)._ _1/96  

Groupe de travail interdpartemental "Perspectives de financement des OCFIM* 

assurances sociales" (IDA FiSo): Rapport sur les perspectives de financement 318.012.1/96 f 
des assurances sociales (eu gard en particulier ä l'vo1ution dmographique). 
N° 1/96  

Forschungsbericht: Laura Cardia-Vonche et al.: Familien mit EDMZ* 

alleinerziehenden Eltern. Nr. 1/96 318.010.1/96 d 

Rapport de recherche: Laura Cardia-Vonche et al.: Les familles OCFIM* 

monoparentales. N° 1/96 318.010.1/96 f 

Bericht der Arbeitsgruppe "Datenschutz und Analysenliste / BSV** 

Krankenversicherung". Nr. 2/96 96.567 

Rapport du groupe de travail "Protection des donnes et liste des analyses / OFAS** 

assurance-maladie". N° 2/96 96.568 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du mat&iel, 3000 Beme 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e dcl materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdral des assurances sociales, Service d'information, 3003 Beme 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Berufliche Vorsorge: Neue Rechnungslegungs- und Anlagevorschriften; EDMZ* 
Regelung des Einsatzes der derivativen Finanzinstrumente; Verordnungstext / 318.010.3/96 d 
Erläuterungen / Fachempfehlungen. Nr. 3/96 

Prvoyance professionnelle: Nouvelies prescriptions en matire d'tablissement OCFIM* 
des comptes et de placements. Rglementation concernant lutilisation des 318.010.3/96 f 
instruments financiers drivs. Texte de I'ordonnance / commentaire / 
recommandations. No  3/96 

Previdenza professionale: Nuove prescrizioni in materia di rendiconto e di UCFSM* 
investimenti. Regolamentazione concemente l'impiego di strumenti finanziari 310.010.3/96 i 
derivati. N°  3/96 

Forschungsbericht: Martin Wechsler, Martin Savioz: EDMZ* 
Umverteilung zwischen den Generationen in der Sozialversicherung und im 318.010.4/96 d 
Gesundheitswesen. Nr. 4/96 

Forschungsbericht: Wolfram Fischer: Patientenklassifikationssysteme zur EDMZ* 
Bildung von Behandlungsfallgruppen im stationären Bereich. Nr. 1/97 318.010.1/97 d 

Forschungsbericht: Infras: Festsetzung der Renten beim Altersrücktritt und EDMZ* 
ihre Anpassung an die wirtschaftliche Entwicklung. Überblick über die 318.010.2/97 d 
Regelungen in der EU. Nr. 2/97 

Forschungsbericht: Heinz Schmid: Prämiengenehmigung in der EDMZ* 
Krankenversicherung. Expertenbericht. Nr. 3/97 318.010.3/97 d 

Rapport de recherche: Heinz Schmid: Procdure dapprobation des primes OCFIM* 
dans lassurance-maladie. Expertise. N0  3/97 318.010.3/97 f 

Forschungsbericht: Eine Zusammenarbeit zwischen IPSO und Infras: EDMZ* 
Perspektive der Erwerbs- und Lohnquote. Nr. 4/97 318.010.4/97 d 

Forschungsbericht: Stefan Spycher, BASS: Auswirkungen von Regelungen EDMZ* 
des AHV-Rentenalters auf die Sozialversicherungen, den Staatshaushalt und 318.010.5/97 d 
die Wirtschaft. Nr. 5/97 

Forschungsbericht: Günther Latzel, Christoph Andermatt, Rudolf Walther, EDMZ* 

BRAINS: Sicherung und Finanzierung von Pflege- und Betreuungsleistungen 318.010.6/97 d 
bei Pflegebedürftigkeit. Band 1 und II. Nr. 6/97 

*EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du matrie1, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdra1 des assurances sociales, Service d'information, 3003 Beme 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Interdepartementale Arbeitsgruppe "Finanzierungsperspektiven der EDMZ* 
Sozialversicherungen (IDA FiSo) 2": Analyse der Leistungen der 318.012.1/97 d 
Sozialversicherungen; Konkretisierung möglicher Veränderungen für drei 
Finanzierungsszenarien. 

 

Groupe de travail interdpartementa1 "Perspectives de financement des OCFIM* 
assurances sociales (IDA FiSo) 2": Analyse des prestations des assurances 318.012.1/97 f 
sociales; Concrtisation de modifications possibles en fonction de trois 
scnarios financiers. 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du matrie1, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e dcl materiale, 3000 Bema 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdra1 des assurances sociales, Service d'information, 3003 Beme 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Publikationen zur Untersuchung "Neue Formen der Krankenversicherung" 

Publications relatives i l'etude des nouvelies formes d'assurance-maladie 

Übersicht - Synthse  

Forschungsbericht: Rita Baur, Wolfgang Hunger, Klaus Kämpf, Johannes EDMZ* 
Stock (Prognos AG): Evaluation neuer Formen der 318.010.1/98 d 
Krankenversicherung. Synthesebericht. Nr. 1/98  

Rapport de recherche: Rita Baur, Wolfgang Hunger, Klaus Kämpf, OCFIM* 
Johannes Stock (Prognos AG): Rapport de synthse: Evaluation des 318.010.1/98 f 
nouveaux mod1es d'assurance-maladie. N° 1/98 

Materialienberichte / Befragungen - Dossiers techniques / Enqutes 

Forschungsbericht: Rita Baur, Doris Eyett (Prognos AG): Die Wahl der EDMZ* 
Versicherungsformen. Untersuchungsbericht 1. Nr. 2/98 318.010.2/98 d 

Forschungsbericht: Rita Baur, Doris Eyett (Prognos AG): Bewertung der EDMZ* 
ambulanten medizinischen Versorgung durch HMO-Versicherte und 318.010.3/98 d 
traditionell Versicherte. Untersuchungsbericht 2. Nr. 3/98 

Forschungsbericht: Rita Baur, Doris Eyett (Prognos AG): EDMZ* 
Selbstgetragene Gesundheitskosten. Untersuchungsbericht 3. Nr. 4/98 318.010.4/98 d 

Forschungsbericht: Rita Baur, Armin Ming, Johannes Stock, Peter Lang EDMZ* 
(Prognos AG): Struktur, Verfahren und Kosten der HMO-Praxen. 318.010.5/98 d 
Untersuchungsbericht Nr.  _4._ _5/98  

Forschungsbericht: Johannes Stock, Rita Baur, Peter Lang (Prognos EDMZ* 
AG); Prof. Dr. Dieter Conen: Hypertonie-Management. Ein 318.010.6/98 d 
Praxisvergleich zwischen traditionellen Praxen und HMOs. Nr. 6/98 

Materialienberichte - Dossiers techniques  

Forschungsbericht: Stefan Schütz et al.: Neue Formen der EDMZ* 
Krankenversicherung: Versicherte, Leistungen, Prämien und Kosten. 318.010.7/98 d 
Ergebnisse der Administrativdatenuntersuchung, 1. Teil. Nr. 7/98 

Forschungsbericht: Herbert Känzig et al.: Neue Formen der Krankenver- EDMZ* 
sicherung: Alters- und Kostenverteilungen im Vergleich zu der traditio- 318.010.8/98 d 
nellen Versicherung. Ergebnisse der Administrativdatenuntersuchung, 
2. Teil. Nr. 8/98  

Rapport de recherche: Gabriel Sottas et al.: Donnes administratives de OCFIM* 
I'assurance-maladie: Analyse de qualit, statistique 1mentaire et base 318.010.9/98 f 
pour les exploitations. N° 9/98  

Die Fragebogen der Versichertenbefragung (5 Teile) sind erhältlich bei: Bundesamt für 
Sozialversicherung, Sektion Statistik, Hr. Herbert Kiinzig, 3003 Bern (Tel. 031 / 322 91 48) 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du mat&iel, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdra1 des assurances sociales, Service d'information, 3003 Berne 
** UFAS = Ufficio federale delle assicura.zioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Forschungsbericht: Tobias Bauer, (BASS): Kinder, Zeit und Geld. Eine EDMZ* 
Analyse der durch Kinder bewirkten finanziellen und zeitlichen 318.010.10/98 d 
Belastungen von Familien und der staatlichen Unterstützungsleistungen 
in der Schweiz Mitte der Neunziger Jahre. Nr. 10/98  

Forschungsbericht: Tobias Bauer (BASS): Auswirkungen von Leistungs- EDMZ* 
veränderungen bei der Arbeitslosenversicherung. Im Aufrag der 318.010.11/98 d 
IDA FiSo 2. Nr. 11/98  

Forschungsbericht: Stefan Spycher (BASS): Auswirkungen von EDMZ* 

Leistungsveränderungen bei der Witwenrente. Im Auftrag der 318.010.12/98 d 

IDA FiSo 2. Nr. 12/98  

Forschungsbericht: Andr Müller, Felix Walter, Renger van Nieuwkoop EDMZ* 
(ECOPLAN); Stefan Felder: Wirtschaftliche Auswirkungen von Refor- 318.010.13/98 d 
men der Sozialversicherungen. DYNASWISS - Dynamisches allge- 
meines Gleichgewichtsmodell für die Schweiz. Im Auftrag der 
IDA FiSo 2. Nr.13/98  

Forschungsbericht: S.P. Mauch, R. Iten, S. Banfi, D. Bonato, T. von EDMZ* 
Stokar (INFRAS); B. Schips, Y. Abrahamsen (KOF/ETH): Wirtschaft- 318.010.14/98 d 
liche Auswirkungen von Reformen der Sozialversicherungen. 
Schlussbericht der Arbeitsgemeinschaft INFRAS/KOF. Im Auftrag der 
IDA FiSo 2. Nr. 14/98  

Forschungsbericht: Spartaco Greppi, Raymond Rossel, Wolfram Strüwe EDMZ* 
(BFS): Der Einfluss des neuen Krankenversicherungsgesetzes auf die 318.010.15/98 d 
Finanzierung des Gesundheitswesens. Bericht im Rahmen der 
Wirkungsanalyse KVG. Nr. 15/98  

Rapport de recherche: Spartaco Greppi, Raymond Rossel, Wolfram OCFIM* 
Strüwe (OFS): Les effets de la nouvelle loi sur l'assurance-maladie dans 318.010.15/98 f 
le financement du systeme de sant. Rapport &abli dans le cadre de 
1'analyse des effets de la LAMal. N° 15/98  

Bundesamt für Sozialversicherung (Herausgeber), Forum 1998 über das EDMZ* 
Rentenalter / sur l'ge de la retraite. Die Referate / Les exposs des 318.010.16/98 df 
confrenciers (April/avril 1998), Nr. 16/98  

Forschungsbericht: Robert E. Leu, Stefan Burri, Peter Aregger: Armut EDMZ* 
und Lebensbedingungen im Alter. Nr. 17/98 318.010.17/98 d 

Prof. Dr. Thomas Koller: Begünstigtenordnung zweite und dritte Säule. EDMZ* 
Gutachten. Nr. 18/98 318.010.18/98 d 

Prof. Dr. Thomas Koller: L'ordre des bnficiaires des deuxime et OCFJM* 
troisime piliers. Rapport dexpertise. N° 18/98 318.010.18/98 f 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du matriel, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdral des assurances sociales, Service dinformation, 3003 Berne 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Forschungsbericht: Mikroökonomische Effekte der 1. BVG-Revision. EDMZ* 
Schlussbericht. INFRAS. Nr. 19/98 d 318.010.19/98 d 

Rapport de recherche: INFRAS: Effets microconomiques de la OCFIM* 
ire revision de la LPP; Rapport final N° 19/98 318.010.19/98 f 

Forschungsbericht: Makroökonomische Effekte der 1. BVG-Revision. EDMZ* 
Schlussbericht. KOF/ETHZ, Zürich. Nr. 20/98 d 318.010.20/98 d 

Rapport de recherche: KOF/ETHZ: Effets macroconomiques de la OCFIM* 
i'rvision de la LPP. Rapport final N° 20/98 318.010.20/98 f 

Forschungsbericht: Die sozialpolitische Wirksamkeit der Prämien- EDMZ* 
verbilligung in den Kantonen; Dr. Andreas Balthasar; Interface Institut 318.010.21/98 d 
für Politikstudien; Nr. 21/98 d  

Rapport de recherche: Dr. Andreas Balthasar (Interface Institut d'&udes OCFIM* 
politiques): Efficacit6 sociopolitique de la rduction de primes dans les 318.010.21/98 f 
cantons. N° 21/98 

Forschungsbericht: Stefan Spycher (BASS): Wirkungsanalyse des EDMZ* 
Risikoausgleichs in der Krankenversicherung. Nr. 1/99 318.010.1/99 d 

Forschungsbericht: Kurzfassung von 1/99. Nr. 2/99 EDMZ* 
318.010.2/99 d 

Rapport de recherche: Condens du n° 1/99. N° 2/99 OCFIM* 

318.010.2/99 f 

Rapport de recherche: Institut de sant6 et d'conomie ISE en OCFIM* 
collaboration avec l'Institut du Droit de la Sant IDS: Un carnet de sant 318.010.3/99 f 
en_Suisse?_Etude_d'opportunit._N°_3/99  

Forschungsbericht: Inhaltsanalyse von Anfragen bei PatientInnen- und OCFIM* 
Versichertenorganisationen. Dr. med. Karin Faisst MPH, Dr. med. Julian 318.010.4/99 d 
Schilling, Institut für Sozial- und Präventivmedizin der Universität 
Zürich. Nr.4/99  

Bundesamt für Sozialversicherung (Herausgeber). Bedarfsleistungen an OCFIM* 
Eltern. Öffentliche Fachtagung, Referate / Congrs de spcia1istes 318.010.5/99 df 
ouvert, Exposs. Zürich. Nr. 5/99 

Forschungsbericht: Die ärztliche Beurteilung und ihre Bedeutung im EDMZ* 
Entscheidverfahren über einen Rentenanspruch in der Eidg. Invaliden- 318.010.6/99 d 
versicherung. Ruth Bachmann, Cornelia Furrer (Interface, Institut für 
Politikstudien). Nr. 6/99  

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du mat&iel, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdra1 des assurances sociales, Service dinformation, 3003 Beme 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
Source 
N°  de commande 

Forschungsbericht: Christopher Prinz, Europäisches Zentrum für Wohl- EDMZ * 

fahrtspolitik und Sozialforschung, Wien: Invalidenversicherung: Euro- 318.010.7/99 d 
päische Entwicklungstendenzen zur Invalidität im Erwerbsalter. Band 1 
(Vergleichende Synthese). Nr. 7/99  

Forschungsbericht: siehe Nr. 7/99. Band 2 (Länderprofile). Nr. 8/99 EDMZ * 

318.010.8/99 d 

Forschungsbericht: Bekämpfung sozialer Ausgrenzung. Band 3. EDMZ * 

Sozialhilfe in Kanada und in der Schweiz. (OECD). Nr. 9/99 318.010.9/99 d 

Forschungsbericht: Karin Faisst, Julian Schilling, Institut für Sozial- und EDMZ * 
Präventivmedizin der Universität Zürich: Qualitätssicherung - Bestan- 318.010.10/99 d 
desaufnahme. Nr. 10/99  

Forschungsbericht: Neue Finanzordnung mit ökologischen Anreizen: EDMZ * 

Entlastung über Lohn- und MWST-Prozente? Ecoplan. Nr. 1/00 318.010.1/00 d 

Forschungsbericht: Freie Wahl der Pensionskasse: Teilbericht. EDMZ * 

PRASA. Nr. 2/00 318.010.2/00 d 

Forschungsbericht: Stefan Spycher, BASS: Reform des Risikoausgleichs EDMZ * 

in der Krankenversicherung? Studie 2: Empirische Prüfung von Vor- 318.010.3/00 d 
schlägen zur Optimierung der heutigen Ausgestaltung. Nr. 3/00 

Forschungsbericht: Wilhelmine Stürmer, Daniela Wendland, Ulrike EDMZ * 

Braun, Prognos: Veränderungen im Bereich der Zusatzversicherung 318.010.4/00 d 
aufgrund des KVG. Nr. 4/00  

Forschungsbericht: Spartaco Greppi, Heiner Ritzmann, Raymond EDMZ * 

Rossel, Nicolas Siffert, Bundesamt für Statistik: Analyse der Auswir- 318.010.5/00 d 
kungen des KVG auf die Finanzierung des Gesundheitswesens und 
anderer Systeme der sozialen Sicherheit. Nr. 5/00 

Rapport de recherche: Spartaco Greppi, Heiner Ritzmann, Raymond OCFIM* 
Rossel, Nicolas Siffert, Office fdral de la Statistique: Analyse des effets 318.010.5/00 f 
de la LAMal dans le financement du systme de sant6 et dautres rgimes 
de protection sociale. N° 5/00 

Bundesamt für Sozialversicherung (Herausgeber). Tagungsband der EDMZ * 

Arbeitstagung des Eidg. Departement des Innern: Massnahmen des 318.010.6/00 dfi 
KVG zur Kostendämpfung / La LAMal, instrument de maitrise des 
coüts / Misure della LAMal per il contenimento dei costi. N° 6/00  

Forschungsbericht: Auswirkungen des KVG im Tarifbereich; INFRAS, EDMZ* 
Zürich. Nr. 7/00 318.010.7/00 d 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdral des imprims et du matrie1, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OFAS = Office fdra1 des assurances sociales, Service d'inforrnation, 3003 Berne 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 



Bezugsquelle 
Bestellnummer 
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Rapport de recherche: Beat Sterchi, Marcel Egger, Vronique Merckx EDMZ* 
(Ernst & Young Consulting AG, Bern): Faisabi1it d'un „chque- 318.010.8/00 f 
service". N'8/00 

Rapport de recherche: Jacques-Andr6 Schneider, avocat, docteur en EDMZ* 
droit, charg de cours, Univers116 de Lausanne: A-propos des normes 318.010.9/00 f 
comptables lAS 19 et FERIRPC 16 et de la prvoyance professionnelle 
suisse. N° 9/00 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
* OCFIM = Office fdra1 des imprims et du matrie1, 3000 Berne 
* UCFSM = Ufficio centrale federale degli stampati e del materiale, 3000 Berna 

** BSV = Bundesamt für sozialversicherung, Informationsdienst, 3003 Bern 
** OPAS = Office fdra1 des assurances sociales, Service dinformation, 3003 Berne 
** UFAS = Ufficio federale delle assicurazioni sociali, Servizio informazione, 3003 Berna 




